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ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Zu einer ersten Kléarung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grinen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurlick und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz fur sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wahlerstarke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berlcksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit moglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsrate Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Stadnderat Robert Cramer oder die Zircher Stadtratin Ruth Genner) ins
Gesprach gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesratin zurlickzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich fur die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einblUssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mdgliche Kandidaten fiir die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey frih in
Stellung  und  nutzte die  Auswahlprozedur  geschickt  flir  zusatzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekraftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kamen. Als Topfavoriten galten der Waadtlander
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Standerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalratin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion prasentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Sudschweiz auf Enttduschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rucktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr frih als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-Francois Rime (FR) schon
fruh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spatestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Standerat gewahlte
Caspar Baader (BL) oder der neue Stdnderat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Stadnderat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteiprésident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wahlbarkeit der Kandidierenden: Wahrend linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wahlbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hurde der Fraktionsnominierung zu Uberspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Stadnderat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsrate Jakob Stark (TG) und Heinz Tannler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher Gberraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandsprasident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit Uber das burgerliche Lager hinaus als wahlbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmaéssig Geld abgezweigt zu haben, zum Rickzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjorg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfligung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratsprasidenten Ubernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwirdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einrdumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glanzenden Resultat zum Nationalratsprasidenten gewahlt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten wirde.
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BUHLMANN

Nach den Hearings gaben sowohl die Griinen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen wirden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig Uber eine starkere klnftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP hochstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten wiirde.

Die Zusammensetzung des Bundesrates ist immer wieder Gegenstand von Debatten.
Sei es die regionale, die sprachliche oder eine gendergerechtere Vertretung - die
Diskussionen drehen sich in der Regel um die deskriptive Repréasentation des
Exekutivgremiums und weniger um die substanzielle, also die Frage, ob das Kollegium
inhaltlich die Interessen der Bevolkerung zu vertreten im Stande ist.

Besonders virulent und medial begleitet werden diese Debatten jeweils bei
anstehenden Bundesratswahlen. Bei der Wahl von Guy Parmelin 2015 machte sich etwa
Unmut in der Ostschweiz breit, da die sieben Kantone der Ostschweiz (SG, TG, GR, SH,
GL, AR, Al), und damit rund 1.1 Mio. Einwohner, zum zweiten Mal seit 1848 nicht in der
Bundesregierung vertreten sind, wohingegen die Romandie mit etwa der Hélfte an
Einwohnerinnen und Einwohnern mit Parmelin, Burkhalter und Berset sogar dreifach
vertreten sei. Roland Eberle (svp, TG) gab in der NZZ zu Protokoll, dass finf der sieben
Bundesrate nun ,Burgunder” seien, die wesentlich zentralistischer und etatistischer
déchten als ,Alemannen”. Die Ostschweiz, die sich ,an den Rand gedréngt” fihle (SGT),
fordere deshalb eine Korrektur bei der nachsten Vakanz. In der Tat stellte die
Ostschweizer Regierungskonferenz diese Forderung in einem Schreiben, um die
Parteispitzen zu sensibilisieren.

Bei der Sprachenfrage drehte sich die Debatte bis zur Wahl von Ignazio Cassis 2017
lange um den Aspekt der Vertretung des Tessins in der Landesregierung. Der Stidkanton
war seit 1999 und dem Rucktritt von Flavio Cotti nicht mehr im Bundesrat vertreten.
Zwar hatte die SVP mit Norman Gobbi (Tl, lega) bei der Besetzung des leer gewordenen
Sitzes von Eveline Widmer-Schlumpf auch einen Tessiner Kandidaten aufgestellt, um
die Untervertretung der Stdschweiz beheben zu helfen. Weil es sich um einen Lega-
Politiker handelte - der im Parlament als kaum wéahlbar galt -, wurde dieses Mandver
allerdings als .wenig glaubhaft” bezeichnet (NZZ). Mit der Wahl von Cassis ebbte die
Diskussion um die Vertretung der Sprachregion wieder ab.

Ein zentraler Bestandteil der Debatten ist schliesslich die Frage der Vertretung der
Frauen im Bundesrat. Waren Ende September 2010 die Frauen im Bundesrat erstmals in
der Mehrheit - das Interregnum dauerte allerdings lediglich 14 Monate -, sieht es nach
dem Ricktritt von Eveline Widmer-Schlumpf Ende 2015 und der Rucktrittsanktndigung
von Doris Leuthard Mitte 2017 so aus, als kdnnte Simonetta Sommaruga bald die einzige
Frau im Kollegium sein. Ein Bundesrat mit nur einer Frau sei kein Abbild der
Gesellschaft mehr, liess sich Yvonne Feri (sp, AG), Présidentin der SP-Frauen, in der NZZ
protokollieren. Bereits nach der Wahl von Guy Parmelin hegte Alliance F - der Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen - die Idee einer Verfassungsbestimmung,
gemass der nicht nur die Landesgegenden und Sprachregionen angemessen im
Bundesrat vertreten sein sollen, wie dies die Verfassung bereits vorsieht, sondern auch
die Frauen. Zwar hatte die GP bei der Wahl von Parmelin versucht, mit ihren Stimmen
fur Viola Amherd (cvp, VS) ein Zeichen zu setzen, und die FDP hatte neben dem
gewahlten Ignazio Cassis und Pierre Maudet (GE) mit Isabelle Moret (VD) auch eine Frau
auf das Dreierticket gesetzt - was von verschiedener Seite mit Nachdruck gefordert
worden war -, die Wahl fiel letztlich aber in beiden Fallen auf einen Mann. Damit der
Bundesrat seine Vorbildfunktion wahrnehmen kénne - nur eine ausreichende
Frauenvertretung zeige, dass Regieren kein Mannerberuf sei - setzte Alliance F Anfang
2017 ihre Idee in die Tat um: Maya Graf (gp, BL), die Prasidentin von Alliance F, reichte
eine entsprechende parlamentarische Initiative ein.

Freilich gibt es in diesen Debatten allerdings auch immer wieder etwas leisere Stimmen,
die eher den substanziellen Aspekt der Vertretung betonen und die Qualifikation der
Magistratinnen und Magistraten hdher gewichten als deren regionale oder sprachliche
Herkunft. Das beste Argument einer regionalen Vertretung sei eine Uberzeugende
Kandidatur - so etwa ein Kommentar in der NZZ. Dartber hinaus zeigt eine langfristige
Betrachtung, dass von einer Untervertretung der verschiedenen Landesteile kaum
gesprochen werden kann. Eine starkere Betonung substanzieller Reprasentation wirde
auch den Zugang zur Exekutive fir andere Parteien 6ffnen. Mit den Erfolgen der Griinen
in den kantonalen Wahlen und einer méglichen ,Oko-Allianz” (AZ) zwischen GP und GLP,
die nach den Wahlen 2015 zusammen tber 11.7 Wahleranteil verfugen, also 0.1 Prozent
mehr als die CVP, kdnnte aus einer Umweltschutz-Perspektive auch ein Anspruch
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WAHLEN
DATUM: 16.03.2008
SABINE HOHL

WAHLEN
DATUM: 16.03.2008
SABINE HOHL

WAHLEN
DATUM: 23.10.2016
DIANE PORCELLANA

dieser beiden Parteien auf einen Regierungssitz erhoben werden. Auch in dieser
Hinsicht werden die eidgendssischen Wahlen 2019 spannend werden. ?

Wahlen
Wabhlen in kantonale Parlamente

Fur die 100 Sitze im Schwyzer Kantonsrat bewarben sich 314 Personen. Die SVP konnte
bei den Wahlen deutlich zulegen: Sie gewann 14 Sitze hinzu (neu 41 Sitze) und kam auf
einen Wahleranteil von 37,5% (+8,4 Prozentpunkte). Die SP erlitt dagegen einen Absturz
von 15 auf 9 Sitze. Inr Wahleranteil betrug 8,8%. Die FDP verlor 3 Sitze (neu 21) bei einer
Parteistérke von 19,6%, die CVP deren 5 (neu 29) bei 29,8% Wahleranteil. Die Griinen
und die ,Freien Unabhangigen™ konnten nicht in das Parlament einziehen. Die SVP hatte
seit 1992 in Schwyz stets an Starke gewonnen, der Wahlerfolg von 2008 war jedoch der
bisher grosste und der SVP gelang es mit grossem Vorsprung, die bisher dominierende
CVP als starkste Partei abzul6sen. Der Erfolg der SVP wurde unter anderem auf die
Thematisierung der Abwahl von Christoph Blocher aus dem Bundesrat sowie des Gangs
in die Opposition der nationalen SVP und eine damit verbundene verstarkte
Mobilisierung der Schwyzer SVP-Anhanger zurlckgefuhrt. Der Frauenanteil im
Parlament stieg auf 23% (2004: 18%). °

Das St. Gallische Parlament wurde auf die Wahlen hin von 180 auf 120 Sitze verkleinert.
Dies flhrte zu einer verschéarften Konkurrenz um die verbleibenden Sitze. Eine hohe
Zahl von Bisherigen (152) trat erneut zu den Wahlen an. Bei diesen lberholte die SVP
mit einem Wéhleranteil von 30,5% (+5,9 Prozentpunkte, neu 41 Sitze) die CVP (26,1%
Waéhleranteil, 33 Sitze) und wurde zur stérksten Kraft im Parlament. Die CVP war zuvor
seit 1915 stets die stéarkste Fraktion im Kantonsrat gewesen. Auch in St. Gallen hatte die
SVP eine Kampagne mit alt Bundesrat Christoph Blocher geflihrt, der den Kanton im
Wahlkampf mehrmals besuchte. Die FDP konnte sich mit einem Wahleranteil von 18,3%
stabilisieren (2004: 18,8%) und erreichte 23 Sitze. SVP und FDP errangen damit
zusammen eine absolute Mehrheit im Kantonsrat. Die SP erlitt ein Debakel, sie holte
nur noch 16 Sitze bei einem Wéhleranteil von 23% (-4,2 Prozentpunkte). Die Griinen
erreichten vier Sitze, die Grinliberalen einen. Die EVP holte zwei Mandate. 41 Bisherige
wurden abgewéhlt, nur 7 Neue (alles Ménner) schafften den Sprung in den Kantonsrat.
Die Verkleinerung des Kantonsrates wirkte sich negativ auf die Frauenvertretung aus.
Der Frauenanteil im Parlament lag nach den Wahlen bei 24,2% (2004: 25,6%). Der
Rickgang des Frauenanteils ist dabei durch die Sitzverluste der SP (einer Partei mit
generell hohem Frauenanteil) und durch die Uberproportionale Betroffenheit der SP-
Frauen von diesen Sitzverlusten zu erkléren. Der Anteil der Frauen unter den SP-
Abgeordneten sank im Vergleich zu 2004 von 60% auf 50%. *

En paralléle du premier tour de I'élection du gouvernement, le parlement du canton de
Bale Ville a été renouvelé. Les sieges étaient a répartir dans cing circonscriptions:
Grossbasel Ost avait le droit & 27 sieges, Grossbasel West 34, Kleinbasel 27, Riehen onze
et, finalement, Bettingen & un siége. Pour cette élection, 495 hommes et 268 femmes
se sont portés candidats, répartis sur 14 listes. Dans les quatre plus grandes
circonscriptions, ont été déposées les listes du PLR, du PLD, de I'UDC, du PDC, du PS,
des Vert'libéraux, du VA (Volks-Aktion gegen zuviele Auslander und Asylanten in unserer
Heimat) et, finalement, de I'alliance verte, BastA! et celles de |'alliance verte jeune. Dans
les trois circonscriptions de la Ville de Bale, le Parti évangélique et le PBD se sont
associés sur une méme liste. Dans la circonscription de Riehen, le PEV a déposé sa liste
en solitaire. L'UDF a seulement déposé une liste dans la circonscription de Riehen, tout
comme le FUK (Freistaat unteres kleinbasel), dont la liste n'était présentée que dans la
circonscription de Kleinbasel. A Bettingen, ou seul un siege était a pourvoir, trois listes
ont été présentées: celle de VA, une liste sans parti et |a liste "Aktives Bettingen".

Avant le début de la campagne, I'Union des arts et métiers du canton de Béle Ville a
présenté une liste d'entrepreneurs auxquels elle apportait son soutien, dans le but
d'améliorer leur représentation au sein du parlement cantonal. Parmi les 99 noms
figuraient 32 personnes, présentées sur un site web dédié a I'élection, n'ayant encore
jamais siégé au pouvoir législatif et bénéficiant d'une aide pour leurs affiches et flyers.
Autre fait, la jeunesse socialiste a critiqué I'engagement du PS cantonal en faveur
d'emplacements de parcs pour chiens et de I'établissement de buvettes a certaines
places. A ces projets, la jeunesse du Parti préférait une focalisation sur des
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WAHLEN
DATUM: 24.02.2008
SABINE HOHL

problématiques telles que I'habitat local abordable ou plus d'équité et de justice dans
le domaine des impots. Le PS, durant la campagne, a revu ses propositions et s'est
notamment concentré sur la RIE lll. En vue d'atteindre 37 siéges au parlement cantonal,
le PS a également incité, par le biais d'une campagne téléphonique, ses sympathisants a
aller voter. Avec les représentants de I'alliance verte, les socialistes représentaient, lors
de la législature précédente, la fraction la plus forte du parlement cantonal, sans pour
autant y posséder de majorité. A propos de I'UDC, la pression exercée par Christoph
Blocher (ZH, udc) sur le président de la section cantonale, Sebastian Frehner (udc, BS),
afin qu'il démissionne & cause de ses multiples mandats et engagements, a fait réagir
les autres présidents cantonaux du Parti. Outre cette immixtion, le Parti cantonal a
également déploré lors de la campagne les impots trop élevés, les primes d'assurances-
maladies trop hautes, la situation désastreuse des parkings et la trop forte régulation
des entreprises. L'UDC visait alors deux sieges supplémentaires et surtout de gagner les
électeurs d'Eric Weber (BS, va), jugeant qu'il ne devait pas y avoir d'autre parti se
positionnant a sa droite.

Les partis bourgeois se sont focalisés sur deux thématiques, d'une part la mort des
petits commerces, d'autre part les primes d'assurances maladies. Concernant la
question des petits commerces, I'UDC demandait une libéralisation des horaires
d'ouverture des commerces et davantage de parkings gratuits. Quant au PDC, il a
décidé de lancer une initiative cantonale au sujet des primes d'assurances-maladies. Le
PS et les Verts I'accusérent d'activisme, en lien avec les résultats d'un sondage effectué
peu de temps auparavant et indiquant que les citoyens balois jugeaient les primes
maladies trop élevées. Pour sa défense, le PDC a précisé que la date de dépdt de
I'initiative avait déja été planifiée bien avant que les résultats du sondage n'aient été
rendus publics. Il est intéressant de signaler que, lors des élections de 2012, le PS avait
déposé une initiative cantonale sur ce méme sujet. Cette derniére avait finalement été
retirée a cause de la non volonté des bourgeois d'y remédier. Mis également sur le
devant de la scene lors de la campagne, I'ordre des noms sur les listes des partis. Les
candidats UDC avaient la possibilité de s'acquitter d'une contribution de 500 francs
suisses, afin d'étre placés en téte de liste, I'argent ayant été utilisé pour financer la
campagne. Bien que formellement |égale, I'alliance verte a déploré cette pratique, la
jugeant démocratiquement problématique. L'alliance a, pour sa part, placé les
candidats qui avaient le plus de chance d'étre élus en téte de liste, alors que le PDC a
par exemple préféré |'ordre alphabétique.

Le gagnant de I'élection est le PLD, avec un gain de quatre siéges (+ 4,2% de part des
voix). Le PS (+1,2%) et l'alliance verte (+1,6%) acquiérent chacun un siége
supplémentaire. Du cété des perdants, le PLR (-1,9%) perd deux siéges. Le VA (-0,2%), le
PDC (-1,4%) et les Vert'libéraux (-0,7%) perdent chacun un siége. En résumé, avec ses
34 sieges, le PS est toujours le parti le mieux représenté au parlement cantonal. Il est
suivi par I'UDC (-0,7%) qui a maintenu ses 15 sieges, puis par le PLD et I'alliance verte,
qui disposent chacun de 14 sieges. Le PLR a maintenant dix sieges, le PDC sept et les
Vert'libéraux plus que quatre. La liste Aktives Bettingen (toujours 0,7%) a pu conserver
un siége, le Parti évangélique (-1,3% pour la liste avec le PBD, toujours 1,4% pour ses
propres listes) maintient également son unique siége et la liste du VA (-0,2%) n'a plus
de représentant au parlement cantonal. ®

Wabhlen in kantonale Regierungen

Bei den Regierungsratswahlen im Kanton Thurgau traten vier Bisherige erneut an:
Claudius Graf-Schelling (sp), Bernhard Koch (cvp), Kaspar Schlapfer (fdp) und Jakob
Stark (svp). Hans Peter Ruprecht (svp) trat zurlick. Flr seine Nachfolge nominierte die
SVP die 35-jahrige Monika Knill. Es war die erste Nomination einer Frau flir den
Regierungsrat durch die Thurgauer SVP. Knill wurde auch von CVP, SP und FDP zur Wahl
empfohlen. Die Entwicklungen auf nationaler Ebene (Abwahl von Bundesrat Blocher,
Gang der SVP in die Opposition) hatten kaum Einfluss auf die Wahlen im Kanton
Thurgau. Entsprechend wurde kaum an Knills Wahl gezweifelt. Weitere Kandidierende
waren Daniel Wittwer (edu) und Gabriela Coray (.Partei gegen Politligen Schweiz").
Erwartungsgemass wurden bei den Wahlen die bisherigen Regierungsrate bestatigt und
Knill neu in die Regierung gewahlt. Die Parteienzusammensetzung der Thurgauischen
Regierung blieb, wie seit 22 Jahren, unveréndert. Knill ist nach Vreni Schawalder (sp,
1996-2000) erst die zweite Frau, die einen Sitz in der Thurgauer Exekutive erreichte.
Das beste Wahlergebnis erzielte Kaspar Schlapfer (fdp) mit 31'560 Stimmen. Von den
Gewahlten erhielt Claudius Graf-Schelling (sp) am wenigsten Stimmen (23'982), er
wurde von der neu gewéhlten Knill (25'480) Ubertrumpft. Daniel Wittwer (edu) lag in
allen Bezirken auf dem sechsten Platz und erreichte insgesamt 16'545 Stimmen,
Gabriela Coray holte 7573 Stimmen. Die Wahlbeteiligung war mit 29,2% tief. ¢
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Kantonale Ersatzwahlen

Die Ausgangslage fir die nach der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf (svp) in den
Bundesrat notig gewordene Ersatzwahl im Kanton Graubunden war klar. Barbara Janom
Steiner, Prasidentin der kantonalen SVP, trat an. Es gab keine weiteren Kandidaturen
innerhalb der SVP und die anderen Parteien verzichteten darauf, die SVP
herauszufordern. Der einzige Gegenkandidat zu Janom Steiner war Willy Tochtermann
(parteilos). SP und Grine riefen dazu auf, leere Stimmzettel einzuwerfen. Eine
besondere Situation ergab sich dadurch, dass Widmer-Schlumpf nach ihrer Wahl in den
Bundesrat anstelle von Christoph Blocher von der nationalen SVP zum Parteiaustritt
aufgefordert worden war. Die BlUndner SVP wurde unter Druck gesetzt, Widmer-
Schlumpf andernfalls aus der Partei auszuschliessen. Aus diesem Konflikt entstand
spater die neue BDP, der neben Widmer-Schlumpf auch Janom Steiner beitreten sollte.
Bei einer Wahlbeteiligung von nur 15,7% wurde Janom Steiner gewéhlt. Sie erhielt 12'947
Stimmen. 5751 Stimmzettel waren leer, 1634 Stimmen gingen an Vereinzelte (darunter
Tochtermann, der nicht separat aufgefihrt wurde). ’

Eidgendssische Wahlen

Ein weiteres aktuelles, aber von den Parteien nur wenig aufgenommenes Thema war der
starke Franken. Aufgrund der Verwerfungen an den Devisenmarkten waren die Parteien
gezwungen, Position zu beziehen, was sie allerdings aufgrund der wenig
mobilisierenden Komplexitat des Themas nur widerwillig taten. Zwar forderte etwa SP-
Prasident Christian Levrat eine Anbindung des Frankens an den Euro und Christoph
Blocher machte sich flir ein Revitalisierungsprogramm stark, eine eigentliche
Einbindung des aktuellen Themas in die Wahlagenda der Parteien fand aber nicht statt.
Weil die Parteien lieber bei inren Wahlkampf-Themen blieben, wurde die Frankenstarke
trotz ihrer Bedeutung nicht zu einem Wahlkampfschlager. ®

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Standeratswahlen dar. Wurden
Standeratswahlkampfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kindigte die Volkspartei den Kampf gegen den
»Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer® an. Wenn die Wahlerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, musse sie die SVP im Standerat starken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Stdnderat mit
Themen zu besetzen. Sie bekraftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat  Christoph  Blocher (ZH), Parteiprasident Toni  Brunner (SG),
Fraktionsprasident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
Francois Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Stédnderat Adrian Amstutz
(BE; im Standerat seit Fruhjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Standeratswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem ,Sturm aufs Stockli™. ?

Unter den Kandidierenden fanden sich einige prominente Quereinsteiger. In Bern trat
der Fernsehmoderator Matthias Aebischer fir die SP an und wollte es seinen
Vorgéngern Filippo Leutenegger (fdp, ZH, 2011 wiedergewahlt), Maximilian Reimann (svp,
AG, 2011 wiedergewahlt), Anton Schaller (Idu, ZH, bis 1999) oder Werner Vetterli (svp, ZH,
bis 1999) gleichtun, die ebenfalls den Sprung vom Fernsehstudio in die Politik geschafft
hatten. Ein ehemaliger Skirennfahrer (Paul Accola, svp, GR), ein Herzchirurg (Thierry
Carrel, fdp, BE), der Prasident der Arzteverbindung FMH (Jacques de Haller, sp, BE) ein
Kriminologe (Martin Kilias, sp, AG) und der parteilose Vater der Abzocker-Initiative
(Thomas Minder, SH) wollten von ihrer Bekanntheit Profit ziehen und direkt in die
nationale politische Arena einsteigen. Zudem lachelten einige bekannte Képfe von den
Wahlplakaten, die sich einen Wiedereinstieg erhofften, allen voran Christoph Blocher
(svp, ZH) aber auch Alexander Tschappét (sp, BE), Christoph Eymann (Ip, BS), Silva
Semadeni (sp, GR) oder die erste grine Nationalradtin aus Solothurn, Marguerite
Misteli. ©
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Die SVP hatte ihr Parteiprogramm bereits 2010 verabschiedet. Ehrgeiziges Ziel waren
30% Wahleranteil. Dieses sollte mit Hilfe des Slogans .Schweizer wahlen SVP" sowie
zwei zentralen Wahlkampfthemen - dem Kampf gegen den EU-Beitritt und gegen die
Zuwanderung - erreicht werden. Lokomotive fir den Wahlkampf sollte - wie vier Jahre
zuvor - eine Initiative gegen die Zuwanderung werden (,gegen Masseneinwanderung®).
Ein weiteres Ziel war zudem eine bessere Vertretung im Standerat. Das ehemals
blrgerliche Stockli sei in letzter Zeit zu ,europhil® und ,heimatmide® geworden,
rechtfertigte Parteiprasident Brunner an der Delegiertenversammlung im Januar die
Idee, in allen Kantonen mit eigenen Kandidaten antreten zu wollen. Fir einigen Wirbel
sorgte der Umstand, dass Alt-Bundesrat Christoph Blocher wieder antrat. Er
kandidierte in Zurich sowohl fir den Nationalrat wie auch fir den Stéanderat. Ende
August unterzeichneten die rund 200 National- und Stadnderatskandidatinnen und
-kandidaten der SVP symbolisch einen Vertrag mit dem Volk, in welchem sie
versprachen, sich gegen die EU, fir eine Beschrédnkung der Zuwanderung und fir die
Ausschaffung krimineller Auslander einzusetzen. "

Vor allem die Jungparteien kritisierten den Umstand, dass einige langjahrige
Nationalrdtinnen und Nationalrdte noch einmal kandidierten. So trat etwa die SVP mit
Toni Bortoluzzi (svp, ZH), Max Binder (svp, ZH), Roland F. Borer (svp, SO), Ulrich
Giezendanner (svp, AG) und Luzi Stamm (svp, AG) mit finf Kandidierenden an, die seit
20 Jahren in der grossen Kammer sitzen. Auch der wieder kandidierende Christoph
Blocher sass schon 24 Jahre im Nationalrat und der 80-Jéhrige Jacques Neirynck (cvp,
VD), der von 1999 bis 2003 und von 2007 bis 2011 in der grossen Kammer sass,
kandidierte ebenfalls noch einmal. Die Anklndigungen von Anita Thanei (sp, ZH) und
Andreas Gross (sp, ZH), fir eine sechste Legislatur zu kandidieren flhrten innerhalb der
Zurcher Kantonalpartei zu einem neuen Verfahren: ab zwolf Amtsjahren muss zwei
Drittel der Delegiertenstimmen hinter sich vereinen, wer erneut fir den Nationalrat
kandidieren will. Dieser Regel fiel Thanei, nicht aber Gross zum Opfer. Die Tessiner FDP
kennt eine parteiinterne Amtszeitbeschrankung von 12 Jahren, was flur den
Parteiprasidenten Fulvio Pelli den Rucktritt bedeutet héatte. Die Partei entschied
allerdings, dass Pelli als Parteiprasident der FDP Schweiz erneut fir die Kandidatur
zugelassen werden sollte.

Viel zu diskutieren gab im Kanton Ziirich der Angriff von Christoph Blocher (svp) auf die
Sitze der Bisherigen und wieder antretenden Verena Diener (glp) und Felix
Gutzwiller(fdp). Die Chancen von Blocher standen allerdings nicht gut. Noch nie in den
letzten 50 Jahren war in Zirich ein amtierender Standerat abgewéhlt worden und
ausserhalb der SVP-Klientel konnte der ehemalige Bundesrat nicht auf Unterstitzung
hoffen. Weitere sechs Parteien schickten Kandidatinnen und Kandidaten ins Rennen,
wobei sie sich ihrer geringen Chancen bewusst waren, die Wahlen in die kleine Kammer
jedoch als Plattform nutzen wollten. Die SP trat mit Thomas Hardegger an, nachdem sie
sich gegen eine Kandidatur von Andreas Gross entschied, der Interesse signalisiert
hatte. Die Grliinen nominierten Balthasar Glattli. Urs Hany wurde von der CVP und Maja
Ingold von der EVP ins Rennen geschickt. Komplettiert wurde das Feld durch Hans-
Jakob Heitz (parteifrei.ch) und Jakub Walczak (Partei Solidarische Schweiz). Die FDP gab
keine Wahlempfehlung fur die SVP ab und brach damit eine Tradition. 2007 hatte sie
sich nach langem Ringen noch flr den damaligen Kandidaten Ueli Maurer
ausgesprochen. Die BDP sprach sich fur die beiden Bisherigen aus. Die SVP rief zu
einem Gutzwiller-Boykott auf und die SP unterstutzte auch die Kandidatur der Grinen.

Das absolute Mehr von 173162 wurde im ersten Wahlgang von keinem der
Kandidierenden erreicht. Diener (157'945) und Gutzwiller (153'548) lagen zwar relativ
deutlich vor Blocher (131'041), die Zersplitterung der Stimmen fihrte aber zum Novum
im Kanton Zlrich, das bisherige Kantonsvertreter fiir einen zweiten Wahlgang antreten
mussten. Von den restlichen Kandidierenden kamen lediglich Hardegger (72'727) und
Glattli (68'036) auf mehr als 50'000 Stimmen. Beide zogen sich zusammen mit den
Kandidierenden der CVP und der EVP fir den zweiten Umgang zurlick. Dieser fand Ende
November statt und resultierte in der Bestatigung der beiden Bisherigen. Die
Reihenfolge hatte sich dabei allerdings umgedreht: Gutzwiller (239'005) erhielt mehr
Stimmen als Diener (214'436). Blocher war auch im zweiten Umgang Uberraschend weit
abgeschlagen (123'939) und erhielt praktisch keine Stimmen aus anderen Parteien als
der SVP, von denen fur den zweiten Umgang ausser der EDU auch keine eine
Empfehlung fir die SVP ausgegeben hatten. Die Stimmen der zurlckgetretenen
Kandidierenden gingen an Diener und Gutzwiller, was den deutlichen Stimmenzuwachs
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bei den beiden Bisherigen erkléarte. Der Stimmenrickgang bei Blocher konnte durch die
schwache Mobilisierung der eigenen Wahlerschaft erklart werden. Die Stimmbeteiligung
beim zweiten Wahlgang war denn auch auf 42,3% zurlckgegangen (1, Wahlgang:
46,8%). "

Auf 15 verschiedenen Listen kdmpften die Kandidierenden bei den Nationalratswahlen
im Kanton Graubiinden um die flinf begehrten Sitze. Bei gleichbleibender Listenzahl
erhohte sich die Zahl der Anwarterinnen und Anwérter leicht auf insgesamt 70 (2011:
69). Ausser bei den Grlinliberalen ergénzten die Listen der jeweiligen Jungparteien jene
der Mutterparteien. Die FDP trat zudem mit zwei (,Liberal™ und ,Wirtschaft"), und die
SVP sogar mit drei Hauptlisten an (,M","B" und .International™). Mit den Patriotisch
Liberalen Demokraten (PLD) komplettierte eine von zwei Sportgymnasiasten
gegrindete, rechtsblrgerliche Partei das Kandidatenfeld.

Dominantes Thema im Bindner Nationalratswahlkampf war zweifelsohne die Kandidatur
der EMS-Chefin Magdalena Martullo-Blocher fur die SVP. Der Antrittsentscheid der
Tochter von SVP-Mazen Christoph Blocher sorgte dafir, dass die Wahlen in der
Studostschweiz starke nationale Medienaufmerksamkeit erhielten. Fur Diskussionen
sorgte dabei der Umstand, dass die Unternehmerin ihren Wohnsitz im zlrcherischen
Feldmeilen und nicht etwa im Kanton Graubuinden hatte. Ihre Wahlchancen wurden
aufgrund ihrer geringen lokalen Verankerung deshalb von einigen Medienexponenten als
eher gering eingeschatzt. Ausser mit der Kleinpartei PLD ging die SVP keine
ausserparteilichen Listenverbindungen ein. Zu verteidigen hatte die Volkspartei einen
Sitz, ndmlich jenen von Kantonalprésident Heinz Brand. Mit ihrer Liste M (fir Martullo)
und ihrer Liste B (fir Brand) machte die SVP klar, dass ihr Ziel fur die Wahlen ein
Sitzgewinn darstellte.

Gefahrdet war insbesondere das Mandat des GLP-Nationalrats Josias Gasser. Die
Grunliberalen hatten 2011 dank einer Listenverbindung mit der SP den Einzug in den
Nationalrat geschafft. Vier Jahre spater kam ihnen von den Sozialdemokraten jedoch
wenig Gegenliebe entgegen, da sich diese von Gassers Bilanz in Bern enttduscht
zeigten. Gasser versuchte seinerseits, sich deutlich von links abzugrenzen, um eine
Verbindung mit den anderen burgerlichen Mitteparteien zu erreichen. Als er von diesen
jedoch verschméht wurde, blieb der GLP nichts anderes Ubrig als erneut eine Zweckehe
mit der SP einzugehen. Bei den Sozialdemokraten und ihrer Nationalrdtin Silva
Semadeni sorgte dieser Verbund zwar ebenfalls fir wenig Begeisterung, zumindest aber
erhoéhten sich so rechnerisch die Chancen auf einen Sitzgewinn. Wohl entscheidender
fur die Listenverbindung war jedoch die erhoffte Verhinderung eines Sitzgewinnes der
SVP.

Auf burgerlicher Seite kam es zu einer breiten Koalition aus FDP, BDP und CVP, was in
Graublnden seit langer Zeit die erste Verbindung dieser Art darstellte. Lange gab es
auch Diskussionen Uber einen Anschluss der SVP. Diese Debatte wurde vor allem von
der SVP selber forciert, welche einen solchen Zusammenschluss energisch forderte.
Von Seiten der anderen burgerlichen Parteien wurde verhalten tber Verhandlungen mit
der Volkspartei kommuniziert. Fur Missmut sorgte die Drohung seitens der SVP, man
wirde die bisherigen Stédnderate von FDP und CVP mit einem eigenen Kandidaten
konkurrenzieren, falls der Schulterschluss nicht zustande kame. Die burgerlichen
Parteien entschieden sich aber letztlich, ohne die SVP anzutreten. Ihre Koalition galt
damit als aussichtsreichste Anwarterin auf die Eroberung des gefahrdeten GLP-Sitzes.
Dieser war der FDP bei den letzten Wahlen weggeschnappt worden und lag nun - laut
Umfragen kurz vor der Wahl - fur den Freisinn wieder in Reichweite. Der Sitz des
bisherigen CVP-Nationalrats Martin Candinas galt als nicht gefdhrdet. Ebenso wenig
wurde mit einer Nichtwahl des Engadiner BDP-Mannes Duri Campell gerechnet, welcher
den zurucktretenden Hansjorg Hassler ersetzten sollte.

Der Wahltag endete mit einer eindeutigen Wahlsiegerin - der SVP. Die Partei konnte
gegenlber den letzten Wahlen um 5.2 Prozentpunkte zulegen und kam neu auf 29.7%
Wahleranteil. Dank diesem Glanzresultat und dem daraus resultierenden Sitzgewinn,
schaffte Magdalena Martullo-Blocher tatséchlich den Einzug in den Nationalrat. Mit
18'901 Stimmen erreichte sie gar das drittbeste Resultat im Kanton. Leidtragender war -
wie erwartet - der bisherige GLP-Nationalrat Josias Gasser. Seine Partei verlor zwar nur
leicht (-0.4 Prozentpunkte), was aber fur den Verlust seines Mandates ausreichte. Die
Listenpartnerin SP gehdrte mit einem Zuwachs auf 17.6% (+2 Prozentpunkte) ebenfalls
zu den Wahlgewinnerinnen. Die Sozialdemokraten sind somit neu die zweitstarkste
Kraft im Kanton. Ein Debakel erlitt die BDP, welche mit einem Verlust von 6
Prozentpunkten regelrecht abstlrzte. Mit 14.6% Wahleranteil rutschte die Mittepartei
damit vom zweiten auf den vierten Rang ab. Die CVP (16.8%, +0.2 Prozentpunkte) und
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die FDP (13.3%, +1.4 Prozentpunkte) konnten ihre Anteile leicht ausbauen. Insbesondere
fur die FDP war jedoch enttéduschend, dass sie den 2011 verlorenen Sitz nicht
zuruckerobern konnte. Die neue BlUndner Delegation setzt sich damit folgendermassen
zusammen: 2 SVP, 1 CVP, 1 BDP und 1 SP. Die Wahlbeteiligung stieg gegentber 2011 um
0.9 Prozentpunkte leicht an (46%) und der Frauenanteil erhdhte sich durch die Wahl
Martullo-Blochers auf 40% (2011: 20%). ™

Im Kanton Thurgau traten die beiden Bisherigen erneut zu den Standeratswahlen an.
Sowohl flr Brigitte Haberli-Koller von der CVP als auch fur Roland Eberle von der SVP
winkte die zweite Legislatur, da beide anléasslich der Wahlen 2011 ihre zurlickgetretenen
Parteikollegen ersetzt hatten. Einzige Konkurrenz drohte den beiden Amtsinhabern von
GLP-Kantonsrat Klemenz Somm.

Obwohl dem Thurgauer Stimmvolk damit eine Auswahl prasentiert wurde, zweifelte
kaum jemand an der Wiederwahl der Amtsinhaberin und des Amtsinhabers. Der
Standeratswahlkampf verlief entsprechend unaufgeregt und ruhig. GLP-Kandidat Somm
versuchte sich insbesondere gegenuber SVP-Standerat Eberle zu positionieren und
kritisierte jenen als vermeintlichen AKW-Vertreter. Offiziellen Support erhielt die GLP-
Kandidatur im linken Lager sowie bei der BDP und der EVP. Im Allgemeinen wurde der
Nutzen der GLP-Wahlkampagne im Support fir den Nationalratswahlkampf betrachtet,
wo Somm ebenfalls auf der Liste der schwéachelnden Grinliberalen kandidierte.

Der Wahlnachmittag brachte wie erwartet keine grossen Uberraschungen. Bereits im
ersten Wahlgang Ubersprangen sowohl Roland Eberle als auch Brigitte Haberli-Koller die
Hirde des absoluten Mehr problemlos. Héberli-Koller fliihrte das Feld mit 53'315
Stimmen an. Der langjahrige SVP-Mann Eberle landete - etwas Uberraschend - mit
49518 Stimmen lediglich auf dem zweiten Platz. Klemenz Somm konnte sich mit 26’403
Stimmen Uber ein ansehnliches, wenn auch chancenloses Ergebnis freuen.

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En 2011, une motion Markus Hutter (plr, ZH) avait été acceptée par le Conseil national
afin d’éviter que les exportateurs suisses doivent effectuer leurs transactions avec la
Chine en dollars. Le conseiller national demandait alors que la Suisse signe un accord
monétaire avec la Chine. En septembre 2013, une motion d’ordre Eberle (udc, TG) a été
déposée au Conseil des Etats. Cette motion d’ordre demande que la motion Hutter (plr,
ZH) soit renvoyée & la CER-CE. Ce renvoi permettra & la commission de reformuler la
motion de base de maniere plus appropriée quant a son délai et son contexte,
notamment en tenant compte du contexte de l'accord de libre-échange avec la
Chine. ®

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Internationale Finanzinstitutionen

In der Fruhjahrssession befasste sich der Standerat als Zweitrat mit der
bundesratlichen Vorlage zur Gewahrung eines Rahmenkredits zur Weiterfiihrung der
internationalen Wahrungshilfe. Die Vorlage sah vor, dem Bundesrat fir den Zeitraum
von funf Jahren die Kompetenz zur Gewahrung einer Garantie gegentber der SNB in
Hoéhe von CHF 15 Mia. zu Ubertragen. Dadurch sollte der Nationalbank die Moglichkeit
eingerdaumt werden, dem Internationalen Wahrungsfonds (IWF) bei Bedarf zuséatzliche
USD 10 Mia. (zum Zeitpunkt der standeratlichen Beratung rund CHF 9,5 Mia.) an
Krediten zur Verflugung zu stellen. Diesen Betrag hatte der Bundesrat im April 2012 im
Zuge einer ausserordentlichen, zeitlich befristeten Erhéhung der IWF-Mittel unter
Vorbehalt der parlamentarischen Zustimmung zugesichert. Der Rahmenkredit war
gemass bundesréatlicher Argumentation auf CHF 15 Mia. veranschlagt, um einerseits
allfallige Wahrungsschwankungen abzufangen (CHF 2,5 Mia.) und andererseits den 2009
bis 2013 verlangerten Wahrungshilfekredit Gber CHF 2,56 Mia. weiterzufliihren. Dem
Nationalrat folgend beantragte die standeratliche Kommissionsmehrheit (WAK) eine
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Reduktion des Rahmenkredits auf CHF 10 Mia. Sie war der Ansicht, dass dem Bundesrat
keine ,Vorratshaltung™ (Roland Eberle, svp, TG) genehmigt werden sollte. Die Ratslinke
setzte sich mit der CVP fur den bundesratlichen Vorschlag ein, unterlag in der
Detailberatung aber knapp mit 23 zu 16 Stimmen. Ein Mehrheitsantrag, der die
Regierung aufforderte, sich aktiv daflr einzusetzen, dass die IWF-Kreditauflagen nicht
zu einer Verschlechterung der sozialen Lage in den Empfangerstaaten fihrten, wurde
von den burgerlichen Parteien unter Fihrung von FDP und SVP im Plenum abgelehnt (22
zu 17 Stimmen). Die Ratsmehrheit ging mit Bundesrédtin Widmer-Schlumpf einig, dass
eine solche Bestimmung nicht in einem Finanzbeschluss festgehalten werden sollte und
materiell nicht notwendig sei, weil der IWF dieses Ziel ohnehin verfolge. ©

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

Le Conseil des Etats s'est a nouveau emparé de la "loi chocolatiére" afin de régler les
différends restants avec le Conseil national quant & la modification de la loi sur
|'agriculture et son article 55. En effet, le Conseil national propose d'enlever la
spécification faisant que seule la production de céréales destinées a l'alimentation
humaine soit concernée. De plus, il voudrait que les compléments puissent étre
touchés en fonction de la surface de production et non pas seulement en fonction du
volume de production comme initialement inscrit.

La CER-CE invite les sénateurs & accepter, a l'unanimité, les deux modifications,
estimant que la premiére modification amene une certaine ouverture et flexibilité et
que la deuxieme modification permet d'obtenir un résultat plus juste en termes de
rétribution.

Cette discussion autour de la définition des céréales touchées par cette loi est
I'occasion pour Roland Eberle (udc, TG), président de I'Association suisse des
fabricants d'aliments fourragers (VSF), de thématiser la problématique de la fabrication
d'aliments de fourrage en Suisse. Il appelle les sénateurs a étre attentif, lors de
prochains votes, a la situation déclinante de ces producteurs qui ne sont que peu
soutenus face a la concurrence étrangere.

Finalement, les sénateurs acceptent tacitement les modifications proposées par la
chambre sceur.

Au vote final, le Conseil national accepte par 144 voix contre 42 et 2 abstentions
"I'arrété fédéral relatif a I'approbation et la mise en ceuvre de la décision ministérielle
de I'OMC concernant la concurrence a I'exportation et a I'approbation des
modifications de la Liste d'engagements LIX-Suisse-Liechtenstein dans le domaine des
subventions a |'exportation" agrémenté des modifications convenues avec le Conseil
des Etats. Ce dernier I'adopte a I'unanimité (42 voix) moins une abstention. ”

Offentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Urspringlich im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 geplant, hatten die
Blros des National- und Standerats im Herbst 2016 die Behandlung des Bundesgesetzes
Uber Aufgaben, Organisation und Finanzierung der Eidgendssischen Stiftungsaufsicht
(ESAG) sistiert und den Rechtskommissionen zugewiesen. Die Vorlage sollte die
Rahmenbedingungen flir die Umwandlung der ESA in eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt
mit eigener Rechtspersonlichkeit und eigener Rechnung festlegen. Mit der Sistierung
sollten jedoch zuerst die Entscheidungen des Parlaments zu konnexen Geschaften
abgewartet werden.

Im April 2017 gab die RK-SR bekannt, dass sie mit 9 zu 2 Stimmen (bei einer Enthaltung)
keine Auslagerung der Stiftungsaufsicht moéchte und somit auf ein Eintreten verzichte.
Zuvor hatte sie Vertretungen der Stiftungsverbadnde Swissfoundations und Profonds
angehort und den Evaluationsbericht der EFK zur Wirksamkeit von .klassischen"
Stiftungen beraten. Dabei kritisierte die Mehrheit der RK-SR insbesondere, dass sich
die Vorlage des Bundesrates ausschliesslich mit der Organisation der Stiftungsaufsicht
befasse und die Thematik nicht umfassend behandle.

Fur die RK-SR erkléarte Fabio Abate (fdp, Tl) dem Stédnderat in der Sommersession, dass
die ESA durch die Umwandlung formell von Weisungen des Bundesrates oder von
Verwaltungsbehdrden befreit wéare und vollstandig eigenfinanziert wirde. Dadurch
kénne der Bundeshaushalt durch eine Reduktion des Personalbestands um CHF
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650'000 pro Jahr entlastet werden. Gleichzeitig konne dadurch die Plafonierung des
Bundespersonalbestands umgangen werden, welche selbst die Schaffung
gebuhrenfinanzierter neuer Stellen verhindere. Keinen Einfluss héatte dies auf die
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches zu Inhalt und Umfang der Stiftungsaufsicht oder
auf die Kompetenzaufteilung zwischen der eidgendssischen Stiftungsaufsicht und den
kantonalen Stiftungsaufsichtsbehdrden. Gerade diesen letzten Punkt bestritt jedoch
Standerat Cramer (gp, GE): Zur Auslagerung der Stiftungsaufsicht misse geméass EFK
zwingend das Zivilgesetzbuch (v.a. Art. 84) angepasst werden, was ausfihrliche
Anderungen sowie ein Vernehmlassungsverfahren mit sich bringen wirde.
Entsprechend sei die Aufarbeitung dieser Vorlage durch den Bundesrat unvollstandig.
Roland Eberle (svp, TG) ergadnzte zusammenfassend, dass die heutige Stiftungsaufsicht
auf Bundes- und Kantonsebene funktioniere und es sich somit lediglich um ein
Ressourcenproblem handle. Dies sei aber nicht Grund genug, ein gut funktionierendes
System infrage zu stellen. Demgegeniber argumentierten Christian Levrat (sp, FR) und
Bundesrat Berset, dass sie bisher kaum Grinde gehoért hatten, nicht auf das Geschaft
einzutreten. So sei die Tatsache, dass die Vorlage im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms eingebracht worden war, kaum Grund genug, den
Anderungsvorschlag noch nicht einmal zu besprechen. Der Innenminister betonte
zudem, dass sich diese Organisationsform in sechzehn Kantonen bereits bewahrt habe
und dass die EFK gemass ihrem Bericht eine Umwandlung ausdricklich unterstutze.
Dennoch sprach sich der Standerat mit 31 zu 8 Stimmen (4 Enthaltungen) relativ
deutlich gegen ein Eintreten aus. ™

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

In der Herbstsession 2015 verhandelte der Stédnderat als Zweitrat das erste
Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050. Wéhrend die UREK-SR dem Rat das
Eintreten empfahl, verlangte eine Minderheit Hosli (svp, GL) Nichteintreten und ein
Antrag Hefti (fdp, GL) die Rickweisung der Vorlage an die UREK-SR mit dem Auftrag,
den Wirtschaftsstandort Schweiz nicht GUbermassig durch Férderabgaben zu belasten
und die Regulierungsdichte in der Vorlage zu senken. In der Eintretensdebatte wurde
von verschiedenen Seiten die grosse Arbeit verdankt, welche die UREK-SR in dieser
Sache geleistet habe. Obschon in jedem Votum der Eintretensdebatte gewisse
Vorbehalte vorgetragen wurden, so begrissten doch ausser den Antragstellern Hosli
und Hefti alle das Eintreten auf das von Stadnderétin Bruderer Wyss (sp, AG) als
"Generationenvorlage" bezeichnete Geschaft. In der Abstimmung wurde mit grosser
Mehrheit Eintreten beschlossen, die Minderheit Hosli (Nichteintreten) erhielt nur 2
Stimmen, der Rickweisungsantrag Hefti 3 Stimmen.

In der Detailberatung schlug die Kommission vor, den Richtwert der durchschnittlichen
inlandischen Produktion im Jahre 2035 auf mindestens 11 400 Gigawattstunden zu
legen, was realistischer sei als die vom Bundesrat vorgeschlagenen und vom Nationalrat
Ubernommenen 14 500 GWh. Eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG) wollte an der
Version des Nationalrates festhalten und eine Minderheit Theiler (fdp, LU) wollte den
Richtwert ganz aus der Vorlage streichen. Der Antrag fir den hoheren Richtwert
unterlag dem Kommissionsantrag mit 16 zu 27 Stimmen, der Antrag auf Streichen wurde
mit 32 zu 11 Stimmen abgelehnt.

Zwei Minderheitsantrdge Hosli (svp, GL), welche die Richtziele in Energie- und
Stromverbrauch gegenlber der Mehrheit tiefer ansetzen wollten, wurden ebenfalls
abgelehnt. Einen Einzelantrag Gutzwiller (fdp, ZH), welcher die vom Nationalrat gekippte
bundesratliche Bestimmung zur Prifung von Alternativen beim Bau eines neuen fossil-
thermischen Kraftwerks wieder aufnehmen wollte, wurde mit 21 zu 19 Stimmen
abgelehnt. Wahrend die Kommissionsmehrheit an der bundesratlichen Vorgabe eines
Energie-Richtplanes festhalten wollte, verlangte eine Minderheit Imoberdorf (cvp, VS)
die Zustimmung zum Nationalrat, welcher diese Vorgabe gekippt hatte. Imoberdorf
beklagte, der Bund mische sich mit der bundesratlichen Bestimmung in die
raumplanerische Kompetenz der Kantone ein. Obschon Bundesratin Leuthard diese
Einmischung des Bundes bestritt, folgte die kleine Kammer mit 25 zu 15 Stimmen der
Minderheit und dem Nationalrat. Eine Minderheit Hosli (svp, GL) wollte dem Nationalrat
auch darin folgen, in einem Zusatz zu Artikel 13 die Unterstitzung der Kantone durch
den Bund festzuhalten. Weil dies nach der zuvor abgelehnten Regelung sinnvoll sei,
sprach sich auch Bundesratin Leuthard daflr aus und der Antrag wurde mit 32 zu 10
Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. Die kleine Kammer folgte dem Nationalrat in
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den ersten beiden Abséatzen des Artikels 14, welcher die Nutzung erneuerbarer Energie
als nationales Interesse einstuft und die Grundlage zur Interessenabwégung beim
Neubau von Kraftwerken in Schutzgebieten legt. Allerdings schuf die kleine Kammer
auch eine Differenz zur grossen, indem sie bei den zwei weiteren Absatzen des Artikels
dem Bundesrat folgte und sich dabei fur die Anhérung von Umwelt- und
Heimatschutzverbédnden aussprach. In diesem Zusammenhang wurde auf die
parlamentarische Initiative Eder (fdp, ZG) verwiesen, deren Anliegen damit teilweise
begegnet wurde.

Bei Artikel 17 strich der Standerat die Absatze, welche der Nationalrat eingeflgt hatte,
mit der Begrindung, die Abnahmepflicht von Strom zu staatlich vorgegebenen Preisen
sei zu burokratisch. Eine Differenz zur grossen Kammer schuf der Stdnderat weiter auch
bei Artikel 18, in welchem die Kommission des Stédnderates das Konzept des
Eigenverbrauchs gemaéass den Anforderungen der Praxis klarer regeln wollte. Die
Kommission hatte zusammen mit Fachleuten und dem Verband Schweizerischer
Elektrizitatsunternehmen sowie Nationalrat Grossen (glp, BE), dessen diesbezlglicher
Antrag im Nationalrat angenommen worden war, eine Losung gefunden, welche auch
von Bundesratin Leuthard gutgeheissen und vom Stédnderat ohne Einwande
angenommen wurde. Leuthard wies in diesem Zusammenhang auf die angenommene
parlamentarische Initiative der UREK-NR hin. Wahrend die Kommissionsmehrheit in der
Frage der Férderung von Kleinwasserkraftwerken eine Untergrenze bei der Leistung von
300 Kilowatt setzen wollte, verlangte eine Minderheit Luginblhl (bdp, BE) eine
Untergrenze von 1 Megawatt. Luginbihl begrindete dies mit den hohen Férderkosten,
die einer kleinen Leistung gegenuberstinden. Unterstltzung erhielt der Antrag von
Sténderat Zanetti (sp, SO), welcher als "Vertreter der Fische" um eine hohere
Fordergrenze bat. Alle weiteren Voten von links bis rechts hielten fest, dass es eben
auch die Kleinkraftwerke brauche, um den Atomstrom zu ersetzen. Die Minderheit
Luginblhl unterlag in der Abstimmung schliesslich mit 18 zu 25 Stimmen. Ein
Einzelantrag Graber (cvp, LU) wollte Kleinproduzenten von der Direktvermarktung
befreien: Kleinproduzenten mit weniger als 1 Megawatt Leistung sollen vom
Netzbetreiber den Referenzmarktpreis fur den produzierten Strom erhalten, da der
Aufwand der Selbstvermarktung gemessen an der Produktion zu hoch sei. Der Standerat
verwarf den Antrag Graber und folgte im Ubrigen der Fassung des Bundesrates, was die
Schaffung einer Differenz zum Nationalrat bedeutete. In Artikel 22 wich die kleine
Kammer erneut von der nationalratlichen Fassung ab: Sie strich die Festlegung der
maximal anrechenbaren Gestehungskosten auf hochstens 20 Rappen pro
Kilowattstunde. Ein Antrag Schmid (fdp, GR), der glinstige Bundesdarlehen flr neue
Wasserkraftwerke ermoglichen wollte, wurde kontrovers diskutiert und schliesslich mit
23 zu 22 Stimmen abgelehnt. Die standeratliche Kommission hatte neu ein als
Notfallldsung ausgelegtes Konzept zur Unterstitzung der Grosswasserkraft
aufgenommen. Grosswasserkraftwerke, die aufgrund der schwierigen Marktlage in
finanzielle Probleme geraten, sollen flr eine beschrankte Zeit Unterstitzung erhalten -
dies, weil die Grosswasserkraft weiterhin eine zentrale Rolle im schweizerischen
Energiehaushalt einnehmen soll und Konkurse die Versorgungssicherheit gefahrden
konnten. Die UREK-S schlug vor, die Unterstitzung auf jahrlich CHF 120 Mio. zu
beschrénken sowie eine maximale Unterstutzungsdauer von 5 Jahren festzulegen. Die
Finanzierung soll Gber den Netzzuschlagsfonds sowie Uber eine Wasserzinsreduktion
erfolgen. Laut Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, Al) soll eine Differenz zum
Nationalrat geschaffen werden, damit eine Losung fur die sich akzentuierenden
Probleme der Grosswasserkraft vertieft geprift werden kénnen. Gegen diese
Kommissionsmehrheit wandte sich eine Minderheit | Imoberdorf, die nur die
Finanzierung dndern wollte - keine Wasserzinsreduktion, stattdessen grossere Beitrage
aus dem Netzzuschlagfonds - und eine Minderheit Il Theiler, die im Vertrauen auf die
Marktkrafte ganz auf die vorgeschlagene Notfallunterstitzung verzichten wollte. Ein
Einzelantrag Engler (cvp, GR) wollte die Grosswasserkraft substanziell an den KEV-
Beitragen teilhaben lassen, wurde aber vor der Abstimmung zurtickgezogen. Die beiden
Minderheitsantrage unterlagen mit 33 zu 11 und mit 32 zu 11 Stimmen bei einer
Enthaltung. Die Kommission schlug weiter Regelungen vor, um Ruckerstattungen des
Netzzuschlages zu begrenzen und auf stromintensive Unternehmen zu beschrénken.
Eine Minderheit Hosli (svp, GL) wollte die Rickerstattung des Netzzugschlages fir
Unternehmen in férderungswirdigen Regionen verstarken und ein Einzelantrag
Germann (svp, SH) verlangte, dass alle Grossverbraucher dann eine Riickerstattung des
Netzzuschlages erreichen kénnen, wenn sie interne Massnahmen flr Energieeffizienz
nachweisen. Sowohl Kommissionssprecher Bischofberger wie auch Bundesratin
Leuthard wiesen darauf hin, dass es hier um die Finanzierung der KEV gehe und nicht
um Wirtschaftsforderung und schon gar nicht um Regionalpolitik. Die Grossverbraucher
profitierten schon heute gegeniber den KMU, weil sie auf dem liberalisierten Markt
einkaufen kénnen. Kénnten sie ihre Netzzuschlage zurlickforden, missten die Abgaben
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von kleineren Unternehmen und von Haushalten hoéher sein, um die angestrebte
Alimentation der KEV zu erreichen. Sowohl der Minderheits- wie auch der Einzelantrag
wurden in der Abstimmung deutlich verworfen. In Abweichung vom Nationalrat wollte
die Kommissionsmehrheit die Kompetenzen zur Ausgestaltung von Vorschriften im
Gebéaudebereich den Kantonen Uberlassen. Ein Antrag Hess (fdp, OW) wollte in dieser
Frage die nationalréatliche Fassung beibehalten und eine Minderheit Bruderer Wyss (sp,
AG) verlangte, dass die von der Kommissionsmehrheit abgelehnten Regelungen zu
effizienten Geraten, zur Haustechnik und zur Energieverbrauchserfassung beibehalten
werden. Wahrend der Minderheitsantrag Bruderer Wyss abgelehnt wurde, erklérte eine
Ratsmehrheit mit Unterstitzung von Bundesratin Leuthard ihre Zustimmung zum Antrag
Hess. Mit dem vom Nationalrat aufgenommenen Bonus-Malus-System fir
Stromlieferanten war die Kommissionsmehrheit nicht einverstanden, sie beantragte
dem Rat, diesen Artikel zu streichen. Eine Minderheit Cramer (griine, GE) wollte dem
Nationalrat folgen und eine Minderheit Diener Lenz (glp, ZH) schlug andere Regelungen
vor, um die Energieeffizienz zu erhéhen. Der Rat zog die Minderheit Diener Lenz der
Minderheit Cramer deutlich vor, gab aber in einer zweiten Abstimmung der Mehrheit
mit 23 zu 21 Stimmen den Vorzug, so dass der Artikel gestrichen wurde. Die
Kommissionsmehrheit wollte die vom Bundesrat vorgeschlagene und vom Nationalrat
Ubernommene Lésung flur das Einspeisevergutungssystem nicht mittragen und
beantragte die Streichung der Artikel 39 und 76. Der Rat stimmte zu, die geschaffene
Differenz erlaube es dem Nationalrat, in dieser Sache weiter nach einer brauchbaren
Lésung zu suchen. Mit 27 zu 16 Stimmen bei zwei Enthaltungen strich der Sténderat die
sogenannte "Dreckstromabgabe", eine Abgabe auf nicht garantiert CO2-freien Strom.
Was von der Kommission als Stutzung der einheimischen Wasserkraft gedacht war,
erschien der Ratsmehrheit als kaum tragbare "Industriesteuer". Die Ratskommission
wollte weiter, dass die Halfte der Rickbaukosten von den Steuern abgezogen werden
kann, wenn statt einer Gebé&udesanierung ein Ersatzneubau realisiert wird. Eine
Minderheit Luginbihl (bdp, BE) beantragte die Streichung und berief sich dabei auch
auf die Finanzdirektoren- und Energiedirektorenkonferenz. Mit 25 zu 15 Stimmen bei
einer Enthaltung folgte der Rat dieser Minderheit. Der Standerat folgte dem Bundesrat
und dem Nationalrat in der Anderung des Kernenergiegesetzes beziiglich der
Wiederaufbereitung von abgebrannten Brennelementen und nahm das Verbot der
Wiederaufbereitung an. Standerat Eberle (svp, TG) hielt fest, dass es sich dabei um eine
Ressourcenverschwendung "der groberen Art" handle, verzichtete aber auf einen
Antrag, weil er diesen flr chancenlos hielt. Die vom Nationalrat eingebrachte Regelung
eines Langzeitbetriebskonzepts, welches die Betreiber eines AKW nach 40
Betriebsjahren vorlegen mussten, war in der standeratlichen Kommission sehr
kontrovers diskutiert und schliesslich mit 7 zu 6 Stimmen abgelehnt worden. Eine
Minderheit Diener Lenz beantragte dem Rat, dem Nationalrat zuzustimmen und die
Langzeitbetriebskonzepte gutzuheissen. Wahrend die Stdnderate Eberle (svp, TG) und
Theiler (fdp, LU) die bisherigen Sicherheits- und Aufsichtsmechanismen lobten und
Anderungen als gefahrlich darstellten, betonten die Stinderatinnen Diener Lenz (glp,
ZH) und Bruderer Wyss (sp, AG), dass das ENSI selber solche Konzepte wiinsche und die
Sicherheit ohne diese Konzepte durch ausbleibende Investitionen gefdhrdet sei. Mit 25
zu 20 Stimmen folgte der Rat seiner Kommissionsmehrheit und strich die
Langzeitbetriebskonzepte aus dem Gesetz. Eine Laufzeitbeschrankung auf 50 Jahre, die
eine Minderheit Berberat (sp, NE) einbringen wollte, fand keine Mehrheit im Rat. Bevor
das Geschaft in der Schlussabstimmung mit 27 zu 4 Stimmen bei 8 Enthaltungen
angenommen wurde, driickte Stdnderat Recordon (griine, VD) in deutlichen Worten sein
Missfallen Gber die vom Standerat getroffenen Entscheide aus - er werde Mlhe haben,
nach diesen Entscheiden auf das Ende der Legislatur anstossen zu kénnen. "

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Als Erstrat nahm der Sténderat die Debatte Uber den Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) im Herbst 2015 auf. Die KVF-SR hatte sich
eingehend mit dem Geschaft befasst und dabei gar einen Alternativentwurf geschaffen:
Sie integrierte den Netzbeschluss von 2012, welcher zusammen mit der Erhéhung der
Vignettenpreise 2013 vom Volk abgelehnt worden war, in den NAF. Gleichzeitig sah sie
auch eine Erhdhung des Vignettenpreises auf CHF 60 bis 70 (und nicht auf CHF 100, wie
vom Volk abgelehnt) und eine Kostenbeteiligung der Kantone vor. Die konsultierten
Automobilverbande und Kantone lehnten diese Variante jedoch ab, worauf die KVF-SR
ihren Entwurf verwarf und mit 5 zu 3 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) den bundesratlichen
Entwurf empfahl. Roland Eberle (svp, TG) reichte darauf den Antrag ein, die Vorlage an
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die Kommission zurtickzuweisen mit dem Auftrag, den Netzbeschluss doch noch in den
NAF zu integrieren.

In der Debatte wurde mehrfach betont, dass im Rat bei der Debatte zum
Bahninfrastrukturfonds BIF im Rahmen der FABI das Versprechen abgegeben worden
sei, eine dauerhafte Finanzierungslosung auch fur die Strasse zu schaffen. Dies sei mit
dem NAF der Fall, weshalb die Vorlage grundséatzlich begrisst werde. Die Ansicht, der
Netzbeschluss von 2012, bei dem es um die Ubernahme von fast 400 km Strasse von
den Kantonen ins Nationalstrassennetz (und damit in die Hdnde des Bundes) geht, sei
gerade auch fur die Kantone wichtig, war verbreitet. Der Rickweisungsantrag Eberle
wurde - trotz der mahnenden Worte von Bundesréatin Leuthard, welche eine drohende
Finanzierungslicke ausmachte - schliesslich mit 27 zu 14 Stimmen bei 1 Enthaltung
angenommen. ?°

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

In der Frihjahrssession ging die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG), welche
der Volksinitiative ,Raum fur Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)" als indirekter
Gegenvorschlag gegenlbergestellt werden sollte, im Nationalrat in die zweite Runde der
Differenzbereinigung. Die neu gewahlte grosse Kammer zeigte sich in verschiedenster
Hinsicht kompromissbereit, so auch beim Kernstlck des Gegenvorschlags. Seiner
Kommissionsmehrheit folgend nahm der Nationalrat den standeratlichen Vorschlag zum
Mehrwertausgleich von Planungsvorteilen an und lehnte dabei zwei Minderheitsantrage
ab. Grossmehrheitlich gegen diesen Beschluss opponierten die Fraktionen der FDP und
der SVP. Auf der anderen Seite unterstutzte die BDP-Fraktion, die sich in der
Erstberatung mit dem damaligen Vorschlag zur Mehrwertabgabe noch schwergetan
hatte, nun das von Mitte-Links vorgebrachte Anliegen. Dem sténderatlichen Vorschlag
angeflugt wurde jedoch der Zusatz, dass ein Mehrwertausgleich nur dann zu entrichten
sei, wenn das Land neu und dauerhaft einer Bauzone zugewiesen wird. Zusammen mit
den Mehrheitsantrdgen wurden zwei Einzelantrdge Hausammann (svp, TG)
angenommen, welche verhindern wollen, dass der Mehrwertausgleich zur
~Fiskalmassnahme™ gegen den bauerlichen Berufsstand wird: Zum einen wird mit
Annahme der Antrage die Umzonung von unbebauten Industrie- und Gewerbezonen in
Zonen zu Wohnzwecken ebenfalls dem Mehrwertausgleich unterstellt, um so eine
Schlechterstellung der Besitzer von umzuzonenden Landwirtschaftszonen zu
verhindern. Zum anderen soll die Mehrwertabschépfung um den Betrag gekulrzt werden
kénnen, der bei Erwerb oder Bau einer selbstgenutzten landwirtschaftlichen,
gewerblichen oder industriellen Ersatzliegenschaft anfallt. Der Antragsteller begriindete
sein Anliegen mit der zunehmenden Verdrangung kleinerer gewerblicher und
landwirtschaftlicher Betriebe aus wachsenden Siedlungsgebieten. Solche Betriebe
wirden bei Ein- oder Umzonung oftmals keine hohen Gewinne erzielen, was in krassem
Gegensatz stehe zu den horrenden Summen, die sie zur Investition in
Ersatzliegenschaften aufbringen missen. Ohne Anderungen folgte der Nationalrat dem
Sténderat in  weiteren  Differenzen: So  beschloss er einer  starken
Kommissionsminderheit folgend und entgegen den geschlossenen Fraktionen der BDP,
FDP und SVP, dass im Kampf gegen die Zersiedelung Wohn- und Arbeitsgebiete
schwergewichtig an Orten geplant werden sollten, die durch den 6ffentlichen Verkehr
bereits angemessen erschlossen sind. Nach der urspringlichen Fassung des
Nationalrates hatte der alleinige Anschluss an das 6ffentliche Strassennetz ausgereicht.
Weiter beschloss der Nationalrat unter Opposition der SVP Zustimmung zu einer
Fassung des Sténderates, welche flir die Realisierung von Vorhaben mit gewichtigen
Auswirkungen auf Raum und Umwelt eine Verankerung im Richtplan fordert. Gespalten
zeigte sich der Nationalrat in der Frage, ob Uberdimensionierte Bauzonen, resp.
Bauzonen, die den Baubedarf flr die nachsten 15 Jahre Ubersteigen, zwingend zu
reduzieren seien. Hier setzten sich Griine, SP und GLP mit Unterstltzung einer starken
CVP-Minderheit sowie einzelner BDP- und SVP-Mitglieder schliesslich durch: Mit 95 zu
83 Stimmen folgte die grosse Kammer dem Stédnderat und beschloss eine
Rickzonungspflicht im Falle von Uberdimensionierten Bauzonen. Zum Kurswechsel
beigetragen haben nicht zuletzt die SVP-Bauern, welche sich mit ihrem Umschwenken
fur die Starkung des bauerlichen Kulturlandes stark machten. Unter Verblieb kleinerer
Differenzen, so zum Beispiel betreffend Formulierung der Bestimmungen zur korrekten
Installation von Solaranlagen, schickte der Nationalrat den stark verschérften
Gesetzesentwurf in die dritte und letzte Runde der Differenzbereinigung. Dort stellte
sich der Stédnderat in fast allen verbleibenden Differenzen hinter den Nationalrat.
Anstoss zu ldngerer Diskussion gab einzig die von Nationalrat Hausammann (svp, TG)
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erfolgreich eingebrachten Ausnahmen zum Mehrwertausgleich. Im Stéanderat obsiegte
schliesslich ein Kompromissantrag Eberle (svp, TG) welcher einzig landwirtschaftliche
Eigentimer bei Einzonung zum Abzug berechtigen will, sofern die zu erwerbende
Ersatzliegenschaft der Selbstbewirtschaftung dient. Mit diesem Zugestdndnis an die
Bauern schien das von Seiten der Bauernvertreter um Hausammann (svp, TG)
angedrohte Referendum vom Tisch. Die daraufhin verbleibende Differenz bereinigte
der Nationalrat, indem er dem vom Sténderat erfolgreich eingebrachten Antrag Eberle
(svp, TG) diskussionslos zustimmte. In der Schlussabstimmung wurde die Teilrevision im
Standerat mit 30 zu 10 Stimmen und im Nationalrat mit 108 zu 77 Stimmen bei 10
Enthaltungen verabschiedet. Auf Ablehnung pladierte eine Grossmehrheit der FDP- und
der SVP-Fraktion mit Unterstitzung eines Drittels der CVP/EVP-Fraktion, darunter
insbesondere die Walliser Vertreter der CVP. So stimmte auch der CVP-Prasident
Christophe Darbellay (cvp, VS) gegen das revidierte RPG. Griine, Grinliberale, BDP und
SP standen geschlossen fir die Gesetzesrevision ein. !

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Standerat beugte sich in der Herbstsession 2015 wieder Uber das Heilmittelgesetz
(HMG). Zunachst stand die Marktexklusivitdt respektive der Unterlagenschutz zur
Debatte. Mit knapper Mehrheit von 6 zu 5 Stimmen wollte die standeratliche
Gesundheitskommission bei der vorherigen Fassung der eigenen Kammer bleiben,
sprich keine Marktexklusivitdt gewéhren. Dagegen brachte Felix Gutzwiller (fdp, ZH)
einen Einzelantrag vor, mit dem er auf die Fassung des Nationalrates einschwenken
wollte. Mit der Zusicherung von Marktexklusivitdat kbnne man am besten Anreize
schaffen, damit Arzneimittel fir seltene Krankheiten entwickelt wirden, gerade weil
solche kommerziell einige Zeit lang nicht interessant seien, argumentierte er. Seitens
der SGK-SR war man jedoch mehrheitlich der Meinung, dass ein Unterlagenschutz
zielfuhrender sei, weil man nicht auf Abschottung und in diesem Sinne auch nicht auf
Verhinderung von Innovation setzen wolle. Pascale Bruderer (sp, AG) sah im Festhalten
aber auch einen Weg, um noch langer Uber die bestmogliche Losung diskutieren zu
kénnen. Bundesrat Berset setzte sich ebenfalls fur den Unterlagenschutz ein,
schliesslich entsprach dieser auch der vom Bundesrat urspringlich vorgesehenen
Losung. Mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte das Plenum diesem Antrag und
damit auch der Kommissionsmehrheit. Eine weitere Differenz zum Nationalrat wurde
bezlglich der Zulassungskriterien aufrechterhalten, wobei es um die erleichterte
Inumlaufbringung von in EU- oder EFTA-Staaten bereits zugelassenen Produkten auf
den schweizerischen Markt ging. Hier verabschiedete die kleine Kammer eine revidierte
Fassung des betreffenden Artikels und schlug damit auch einen Antrag des Bundesrates
aus, die Bestimmung génzlich fallen zu lassen. Auf die Linie des Nationalrates schwenkte
man hingegen bezlglich der Modalitaten zur Verschreibung von Arzneimitteln ein: Der
Standerat nahm keine Vorgaben diesbezuglich in das Gesetz auf. Ein Minderheitsantrag
Stockli (sp, BE), der im Grunde verhindern wollte, dass hierzu 26 kantonale Normen
etabliert wirden, und stattdessen den Bund verpflichten wollte, entsprechende
Kriterien aufzustellen, war mit 10 zu 29 Stimmen chancenlos.

Eine leidenschaftliche Debatte entwickelte sich bezlglich der Rezeptpflicht fur den
Versandhandel mit Medikamenten, genauer gesagt bezuglich dem Zeitpunkt, wann eine
Versandapotheke das betreffende Rezept zur Kenntnis nehmen muss: Ist eine Vorlage
des Rezepts vor dem Versand der verschreibungspflichtigen Arzneimittel nétig oder
kann auch eine nachtragliche Vorlage des Rezeptes zulassig sein¢ Die Mehrheit der SGK
wollte die strengere nationalratliche Fassung unterstitzen und eine vorgangige
Rezeptabgabe vorsehen. Anders eine Minderheit Eberle (svp, TG), die die friihere
stéanderétliche Version aufrechterhalten wollte, wonach nur in bestimmten Fallen ein
Rezept vorliegen muss. Zwar soll fir verschreibungspflichtige Arzneimittel weiterhin in
jedem Fall ein Rezept vorhanden sein, aber rezeptfreie Produkte, hierzu sind auch
diverse Erganzungsmittel wie Gesundheitsbader oder Tees zu zéhlen, sollen keine
Rezepte ndétig machen. Eine Rezeptpflicht fihre hier nicht nur zu zusatzlichen Kosten,
sondern verhindere auch einen fairen Wettbewerb zwischen Versandapotheken und
herkdmmlichen Anbietern. Die Standekammer teilte mehrheitlich die letztere Position
und hielt mit 29 zu 16 Stimmen an der flexibleren Variante fest und schuf damit
wiederum eine Differenz zum Nationalrat. Ebenso beharrte der Standerat auf seiner
Haltung in allen Fragen zu Rabattierung und den Modalitaten zur Integritat, Transparenz
und Offenlegung. Diese sollten unbedingt auf alle Heilmittel angewendet werden und
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nicht, wie vom Nationalrat beschlossen, lediglich auf verschreibungspflichtige
Arzneimittel. Denn der Missbrauch sei bei den Medizinalprodukten genauso gross,
schatzte Stockli (sp, BE). Auch in diesem Punkt eréffne ein Festhalten die Méglichkeit,
dieser wichtigen Frage noch einmal vertieft nachzugehen, erkléarte Felix Gutzwiller (fdp,
ZH).

Somit war im Gesamtpaket des Heilmittelgesetzes Vieles noch offen, als der Standerat
das Projekt an den Nationalrat zurlckgab. ?

Die letzte Detailberatung des Heilmittelgesetzes im Stdnderat fand in der
Frihjahrssession 2016 statt. Die SGK-SR machte zwar Schritte auf die nationalratlichen
Beschliusse zu, jedoch nicht vollumfanglich. Ihr folgte das Ratsplenum mit dem
Einlenken auf die Version der grossen Kammer bezlglich des Unterlagenschutzes von 15
Jahren und bezlglich der Zulassungsformalitdten. Bei den Rezepten und bei den
Rabatten sowie geldwerten Vorteilen war die Kommission zweigeteilt. Bezlglich
Verschreibungspflicht wollte die Mehrheit der Kommission an der eigenen Fassung
festhalten und keine genaueren Anforderungen an die Rezepte stellen, eine Minderheit
Stoéckli (sp, BE) wollte den Patientinnen und Patienten in Ubereinstimmung mit dem
Nationalrat erméglichen, auf Rezepte verzichten zu kdnnen. Das Plenum folgte jedoch
der Kommissionsmehrheit und blieb bei der eigenen Version, womit bereits klar wurde,
dass eine Einigungskonferenz notig werden wirde. Die Beschlussfassung bezlglich der
Preisgestaltung war somit nicht mehr alleiniger Knackpunkt in der HMG-Debatte. Eine
gleich zusammengesetzte Minderheit Stockli wollte auch diesbezlglich dem Nationalrat
folgen, wéhrend die SGK-Mehrheit wiederum auf der stdnderatlichen Version beharrte
und sich letztlich durchsetzte. Zwar war in der Debatte ein Entgegenkommen, auch
seitens des Bundesrates, zu spuren, bei der Abstimmung lenkte das Ratsplenum jedoch
nicht ein. Mehrheitssprecher Eberle (svp, TG) warnte vor einem Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit, wenn alle Heilmittel in die Norm aufgenommen wirden. Dadurch
wirde es - seiner Ansicht nach - eher zu Verteuerungen der Produkte kommen als zu
einer Kostenoptimierung. Die «epische» Diskussion (Eberle) flihrte somit noch nicht zu
einer Einigung.

Mit einer Motion wurde von Nationalrdtin Humbel (cvp, AG) angeregt, ein
differenziertes Preisfestsetzungssystem fiir Arzneimittel einzuflhren. Diese auf die
Spezialitatenliste anzuwendende Neuerung soll nicht nur Tagestherapiekosten
bertcksichtigen, sondern Uberdies auch Kostenfolgen fur das Gesamtsystem abbilden.
Hinzu kédme eine systematische Evaluation teurer und innovativer Arzneimittel gegen
Krankheiten mit hoher Prévalenz (Krankheitshaufigkeit). Auf der anderen Seite wird mit
der Motion eine Verschlankung der Modalitdten zur Neuzulassung patentabgelaufener
Heilmittel angestossen. Vier Ziele wurden von der Motionarin gleich mitgeschickt:
Erstens sollten Preisreduktionen folgen, wenn eine Mengenausweitung oder
Indikationserweiterungen stattfinden. Zweitens sollte fir innovative Therapien die
Zulassung nur unter Auflagen erteilt werden und so rasch als moglich Evaluationen
dieser neuen Heilmethoden angestossen werden. Als dritte Absicht wollte Humbel
sogenannte ,Pay-for-Performance-Modelle™ testen lassen. Das wilirde heissen, dass die
Finanzierung von Arzneimitteln von deren Heilungserfolg abhangig gemacht wuirde. lhre
letzte Vision war eine wettbewerbliche Preisfindung fur Medikamente, deren Patent
abgelaufen ist und die ein neuer Zulassungsnehmer in Umlauf bringen will. Hierflr
sollten Zugangshirden abgebaut werden.

Nachdem der Bundesrat bereits im Rahmen einer friheren Interpellation Eberle (svp,
TG; Ip. 16.3428) positive Signale gesendet hatte, stellte er in seiner Antwort zur Motion
Humbel ebenfalls in Aussicht, die Preisfestsetzungsregeln zu Gberdenken, und empfahl
daher das Geschéaft zur Annahme. Er habe den Handlungsbedarf erkannt und suche
nach Verbesserungspotential in allen Bereichen (patentabgelaufene, preisglinstige oder
auch hochpreisige Medikamente). Die Landesregierung blieb jedoch auf dem
Standpunkt, dass .die Marktkrafte von Angebot und Nachfrage nicht genligend spielen
und eine behoérdliche Regulierung der Preise weiterhin notwendig ist”. Insofern sei eine
KVG-Revision bereits angedacht worden, die sich prinzipiell jedoch vorerst auf die
Einfihrung eines Referenzpreissystems fur patentabgelaufene Therapien beschranke.
Nachdem das Ratsplenum die Motion in der Wintersession 2017 stillschweigend
angenommen hatte, stand der Umsetzung dieser Massnahmen seitens des Nationalrates
nichts mehr im Weg. Offen blieb, welche Aspekte in einer noch auszuarbeitenden
Gesetzesvorlage tatsachlich bertcksichtigt wirden. Hierzu kann sich auch die
Standekammer noch aussern. %
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Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Nachdem die Parlamentsdienste Anfang August das Register der Interessenbindungen
der Ratsmitglieder aktualisiert hatten, wurde Kritik an den Verbindungen zwischen
Parlamentsmitgliedern und Krankenkassen laut. Solche bestehen bei 16
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, welche meist in Bei- oder Verwaltungsraten
von Krankenkassen sitzen. Zwolf davon sind Mitglieder der fur die Krankenversicherung
zustandigen Kommission fur Soziale Sicherheit und Gesundheit SGK ihres jeweiligen
Rates. Es handelt sich dabei um Vertreterinnen und Vertreter der SVP, FDP, CVP und
BDP. Laut eigenen Angaben der Parlamentsmitglieder und Recherchen aus
Journalistenkreisen bewegen sich die Jahresgehalter fur die Beirats- und
Verwaltungsratsamter im tiefen bis hohen flunfstelligen Bereich. Linke Stimmen
kritisierten, die Volksvertreterinnen und Volksvertreter stinden flir die Interessen
privater Firmen ein statt fir jene ihrer Wahlerschaft. Der Einfluss der Kassenlobby im
Parlament sei ungesund und grenze gar an Korruption. Es sei grundséatzlich sehr
unschon, dass das Parlamentsgesetz die Einsitznahme von Parlamentsmitgliedern in
leitenden Organen der Durchflihrer der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
erlaube, wurde bemangelt. Schliesslich sei die Einsitznahme in dhnlichen Organen der
ehemaligen Bundesbetriebe wie Post, Ruag und SRG untersagt. Die betreffenden
Parlamentarierinnen und Parlamentarier verteidigten sich, es liege in der Natur des
Milizparlaments, dass jene Personen, welche sich fur Gesundheit interessierten, auch
beruflich mit diesem Bereich verbunden seien. Nicht nur die Krankenkassen, auch die
Arzteschaft, die Spitdler und die Pflegeberufe seien im Parlament vertreten und
brachten wichtige Informationen ein. Im September lehnte das Bundesgericht die
Beschwerden gegen sieben Krankenkassen bezlglich deren Beteiligung am
Abstimmungskampf zur o&ffentlichen Krankenkasse ab, hielt in seiner Begrindung
jedoch unter anderem fest, dass Krankenkassen im Bereich der obligatorischen
Krankenversicherung staatliche Aufgaben wahrnehmen. Damit handeln sie als Organe
der Behorden. Auf dieses Urteil bezieht sich eine Ende September 2014 eingereichte
parlamentarische Initiative Steiert (sp, FR), die im Parlamentsgesetz die Unvereinbarkeit
zwischen Parlamentsmandat und behérdlichem Mandat auch fur Krankenkassen
festschreiben will. Sollte der Vorstoss am burgerlichen Parlament scheitern, werde man
notfalls die Lancierung einer Volksinitiative in Betracht ziehen, so Steiert. Fur
zusatzliche Verargerung in linken Kreisen sorgte einen Tag nach der Abstimmung Uber
die 6ffentliche Krankenkasse die Wahl der Sténderate Schwaller (cvp, FR) und Eberle
(svp, TG), beide Mitglied der SGK-SR, in den sechskdpfigen Verwaltungsrat der Groupe
Mutuel. #

Im Marz 2017 behandelte der Sténderat als Zweitrat den Entwurf zu den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungspramien. Wie bereits im Erstrat
war auch im Standerat vor allem die Frage nach den Pramienverbilligungen fur Kinder
aus Haushalten mit unteren oder mittleren Einkommen umstritten. Ein
Minderheitsantrag Dittli (fdp, UR) beabsichtigte, die Kantone in der Vergabe ihrer
Pramienverbilligungen nicht weiter einzuschranken und die Héhe der IPV fiur Kinder bei
50 Prozent zu belassen. So hatten sich die Kantone in der Vernehmlassung gegen
diesbeziigliche Anderung ausgesprochen, zumal sie bezweifelten, dass die Mittel, die
sie bei den IPV der Jugendlichen dank deren Entlastung beim Risikoausgleich sparen
kénnen, genug seien, um diese hdheren IPV fur Kinder zu finanzieren. So rechnete
Roland Eberle (svp, TG) zum Beispiel fir den Kanton Thurgau vor, dass eine solche
Anderung in der Tat deutlich hdhere Kosten nach sich ziehen wiirde. Hans Stockli (sp,
BE) und Gesundheitsminister Berset wiesen jedoch darauf hin, dass diese Erhéhung der
Pramienverbilligungen fur Kinder das .Kernstlck® respektive das .Herz" der Vorlage
seien und sich durch einen Verzicht darauf im Vergleich zu heute kaum etwas &ndern
wirde. Zudem hatten die Kantone freie Hand bei der Abgrenzung von ,unteren und
mittleren Einkommen™. Ganz knapp, mit 22 zu 21 Stimmen (0 Enthaltungen), sprach sich
der Standerat fUr eine solche Entlastung der Eltern aus. Nachdem die kleine Kammer
auch bei den Ubrigen Artikeln keine Differenzen zum Nationalrat geschaffen hatte und
die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 27 zu 9 Stimmen (8 Enthaltungen) deutlich
annahm, war die Vorlage bereit fir die Schlussabstimmungen. Dabei blieben
Uberraschungen aus, der Nationalrat stimmte diesen Anderungen des KVG mit 192 zu 4
Stimmen (1 Enthaltung) und der Stdnderat mit 32 zu 6 Stimmen (7 Enthaltungen) zu. %
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Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Le peuple s'est prononcé le 28 février 2016 sur l'initiative de mise en oeuvre. Le renvoi
des étrangers criminels avait été accepté en votation populaire en 2010. En raison de
contradictions avec les textes de loi internationaux, notamment les bilatérales et la
convention européenne des droits de I'Homme, le parlement avait proposé une mise en
oeuvre qui différait quelque peu du texte proposé par le parti agrarien. Celui-ci, faché
par le non-respect littéral du texte, a lancé l'initiative dite "de mise en oeuvre", qui
proposait, en addition a la version de 2010, un catalogue d'effractions menant a
I'automaticité du renvoi. Cette liste, qui va du meurtre au viol, en passant par le
cambriolage ou la fraude aux assurances sociales, est en outre complétée par un
certain nombre de délits mineurs (infractions au code de la route, Iésions corporelles
|égéres, par exemple) pouvant également conduire a I'expulsion en cas de récidive.

La campagne a été marquée par une mobilisation hors du commun, notamment du c6té
de la société civile. En décembre 2015, trois comités distincts se déclaraient pour le
non: les partis bourgeois, secondés par les milieux économiques, une alliance des partis
de gauche, du parti écologistes ainsi que des syndicats, ainsi qu'un groupe d'ONG. Les
premiers sondages annoncaient un taux de 66% de oui. En décembre, 40 des 46
conseillers aux Etats ont lancé un appel contre I'initiative, les six non-signataires étant 5
conseillers UDC et l'indépendant Thomas Minder. Les milieux économiques, a
|'exception de I'USAM se sont engagés pour le non, economiesuisse annoncant toutefois
ne pas vouloir engager de moyens financiers dans la campagne. Au fur et a mesure que
le jour de la votation approchait, de plus en plus de milieux ont pris position
publiquement contre lI'initiative: certains milieux religieux, un groupement de 180
professeur.e.s de droit, ainsi qu'un groupe de personnalités appelé "appel urgent
contre l'initiative inhumaine de ['UDC". Les gouvernements cantonaux de Zurich,
Soleure, Argovie, Bale-ville et Berne ont également pris position contre l'initiative.

Les affiches de I'UDC reprenaient leur fameux mouton noir, chassé a coup de pied par
un mouton blanc, sis sur une surface rouge a croix blanche. Il a d'ailleurs été reproché
aux trois comités initiaux de s'étre approprié les codes graphiques de |'union
démocratique du centre, sur leurs affiches représentant une botte militaire écrasant le
palais fédéral ou encore une boule de démolition tombant sur I'allégorie Helvetia. Ces
affiches ont plus tard dans la campagne laissé la place a celle de I'appel urgent, mettant
en scéne un "non" géant en lettres noires, dans les trois langues.

Si I'UDC s'est retrouvée dans cette campagne seule contre tous, elle a di également
faire face a des dissidences au sein de ses propres rangs. En effet, le conseiller national
zurichois Hans-Ueli Vogt a déclaré que l'initiative devait protéger les étranger.e.s issus
de la deuxieme génération de I'automaticité des renvois. Il a été soutenu par les
sénateurs Roland Eberle, Alex Kuprecht et Hannes Germann, mais fortement critiqué
par la direction du parti, notamment Christoph Blocher. Il faut d'ailleurs signaler qu'une
augmentation importante des demandes de naturalisation a été observée durant la
campagne.

La nature du débat sur la mise en oeuvre a quelque peu différé de celle de I'initiative de
2010, en centrant le débat sur les droits de I'Homme ainsi que le respect des valeurs
suisses et de I'Etat de droit. La mobilisation de la société civile plus importante qu'en
2010 peut expliquer cet état de fait. L'UDC s'est quant a elle cantonnée a ses arguments
phares, a savoir la sécurité nationale et la primauté du droit suisse sur le droit étranger.
Le catalogue des délits proposé par I'union du centre a d'ailleurs été largement utilisé
par les opposants a l'initiative, afin de démontrer le caractere de bagatelle de certains
délits menant a une expulsion.

A l'issue de la campagne, le non I'a emporté dans les urnes a 58.9% contre 41.1% de oui.
Seuls trois cantons et trois demi-cantons se sont prononcés en faveur de l'initiative, a
savoir Uri, Schwyz, le Tessin, ainsi qu'Obwald, Nidwald et Appenzell Rhodes Intérieures.
L'analyse VOX de la votation met en lumiére la plus importante participation depuis la
question de l'entrée dans l'espace économique européen en 1992. Une forte
mobilisation des milieux de gauche ainsi que des jeunes expliquent cette différence de
participation par rapport aux autres votations.

Les choix de votes sont fortement influencés par les appartenances politiques, la
grande majorité des votants ayant un parti préféré en ont suivi les mots d'ordre. Si le
PLR et le PDC avaient en 2010 fortement plébiscité I'initiative de base, ils en ont tres
fortement rejeté la proposition de mise en oeuvre six ans aprés. Un net conflit entre
ouverture et traditions marque les choix de vote, les partisans d'une Suisse ouverte sur
le reste du monde ayant massivement rejeté I'initiative. De plus, le non augmente avec
le niveau de formation des votants, mais pas en fonction de I'dge. Les arguments qui
ont influencé le choix des votants sont, parmi les partisans du non, les mémes que ceux
présentés par les comités d'opposition: l'initiative a été jugée trop extréme et
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disproportionnée, les aspects juridiques de non-respect des Droits de I'Homme ainsi
que le court-circuitage du systéme judiciaire classique ont fortement pesé dans la
balance, de méme que la menace que l'initiative faisait planer sur les étrangers bien
intégrés et les secondos. Chez les personnes favorables a la mise en oeuvre selon la
proposition de ['UDC, les arguments principaux étaient le renvoi conséquent des
étrangers criminels ainsi que I'importance de |'ordre et de la sécurité.

L'analyse APS des encarts publicitaires publiés dans les journaux témoigne également
de I'importance de la mobilisation pour deux des objets proposés en votation populaire
le 28 février. En effet, plus de 400 encarts ont été publiés pour l'initiative de mise en
oeuvre, 592 pour le tunnel du Gothard, contre 114 pour la spéculation sur les matiéeres
premieres et seulement 24 pour l'initiative "contre la pénalisation du mariage".
Concernant l'initiative de mise en oeuvre, 47% des encarts provenaient des partisans
de l'initiative, et 51% de ses opposants, et 2% étaient de nature neutre, quand elles
annoncaient un débat public, par exemple. Le contenu des encarts reprend les
principaux arguments de la campagne, a savoir I'importance du renvoi effectif des
étrangers, statistiques a I'appui, ainsi que I'ordre et la sécurité pour les partisans et le
caractere de violation des droits de I'Homme pour les opposants. De plus, de
nombreuses personnalités se sont prononcées en leur nom propre contre l'initiative.

Votation populaire du 28 février 2016

Participation: 63.1%
Oui: 1375 057 (41.1%) / cantons 3 3/2
Non: 1966 989 (58.9%) / cantons 17 3/2

Mots d'ordre

- oui: UDC

- non: PS, Les Verts, PLR, PDC, succéssuisse, économiesuisse, Industrie- und
Handelskammer Zentralschweiz, Operation Libero, gouvernements des cantons de
Zurich, Soleure, Bale-Ville, Argovie et Berne %/

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Mitte Oktober gab Bundesrat Ogi seinen Riicktritt per Ende Jahr bekannt. Die
Bundesversammlung wahlte im Dezember den SVP-Berner Standerat Samuel Schmid zu
dessen Nachfolger und verwies die offiziellen SVP-Kandidierenden Eberle (TG) und
Fuhrer (ZH) auf die Rénge.

Am 12. Dezember wurde anstelle von Christoph Blocher Eveline Widmer-Schlumpf (GR,
svp) in den Bundesrat gewéahlt. Diese nahm die Wahl nach einer Bedenkzeit an. Die SVP
hatte flr den Fall der Abwahl von Blocher den Gang in die Opposition und den
Ausschluss der SVP-Bundesrate aus der Fraktion beschlossen. Fraktionsprasident
Baader wollte zunachst eine schriftliche Bestatigung aller SVP-Parlamentarier einholen,
in der diese sich zur Unterstutzung des Oppositionskurses verpflichten sollten.
Aufgrund von Protesten aus dem liberalen Parteifltigel wurde aber auf diese Massnahme
verzichtet. Einige Parlamentarier um den Berner Nationalrat Hans Grunder, die mit dem
Oppositionskurs nicht einverstanden waren, Uberlegten sich, eine eigene Fraktion zu
grianden. An einer Fraktionssitzung der SVP wurde schliesslich mit 60 zu 3 Stimmen
folgendes beschlossen: Keine Abspaltung eines Teils der Fraktion und keine Bildung von
Untergruppen, Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf aus der Fraktion und
Verbot einer institutionalisierten Zusammenarbeit mit den SVP-Bundesréaten.
Fraktionspréasident Caspar Baader sagte, Opposition bedeute in erster Linie, dass die
SVP Schmid und Widmer-Schlumpf nicht als ihre Bundesrate betrachte und diese
demzufolge auch nicht schonen werde. Im Parlament wolle die SVP aber nach wie vor
mitarbeiten. ¥
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An der Delegiertenversammliung vom 1. Mérz in Frauenfeld (TG) wurde Toni Brunner zum
neuen Parteiprésidenten gewahlt. Der St. Galler, der 1995 als 21-Jahriger in den
Nationalrat gewéhlt worden war, gilt als Ziehsohn Christoph Blochers. Die SVP-
Kantonalpartei St. Gallen hatte wéhrend seines Prasidiums grossen Zuwachs verbuchen
koénnen. In der Presse Uberwog die Einschatzung, dass Brunners Vorteile vor allem in
seiner optimistischen Ausstrahlung und lockeren Art liegen. Seine Dossierkenntnisse
wurden jedoch als nicht sehr gut bezeichnet. Als weiteren Nachteil Brunners wurden
seine schlechten Franzésischkenntnisse genannt - er kindigte jedoch an, diese zu
verbessern. Auch die vorgeschlagenen Vizeprésidenten, darunter Blocher, wurden
gewahlt. Die Delegierten bestatigten den Fraktionsausschluss von Schmid und Widmer-
Schlumpf deutlich, einige Gegenstimmen dazu gab es aus den Kantonen Bern und
Graublnden. Der Oppositionskurs der SVP wurde mit 506 zu 25 Stimmen beflrwortet.
Die Delegierten stimmten auch der Idee zu, ein Ja zur Personenfreizigigkeit mit
Ruménien und Bulgarien von einem Entgegenkommen der EU in Steuerfragen abhangig
zu machen. *°

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Juli in Brig (VS) befasste sich die SVP mit der
Vorlage zur Personenfreiziigigkeit. Da das Parlament entschieden hatte, die
Weiterfuhrung der Personenfreizlgigkeit mit der EU und deren Ausdehnung auf die
neuen Mitglieder Bulgarien und Ruméanien dem Volk im Falle eines Referendums als
eine einzige Vorlage zur Abstimmung vorzulegen, geriet die Partei in ein Dilemma:
Gegen eine Bekémpfung der ganzen Vorlage gab es Widerstand aus dem
wirtschaftsfreundlichen Fllgel der Partei, mit einem Akzeptieren der Ausdehnung auf
Rumanien und Bulgarien lief die SVP aber Gefahr, viele Mitglieder an der Basis zu
enttauschen. Die SVP hatte den Parlamentsentscheid zunéchst als ,Austricksen des
Volkes™ bezeichnet und angekindigt, gegen die Vorlage das Referendum zu ergreifen.
Der Zentralvorstand hatte im Mai ein Referendum beflrwortet, im Juni richtete er sich
jedoch dagegen. Treibende Kraft war dabei alt Bundesrat Christoph Blocher. Die
Delegierten beflirworteten den Verzicht auf ein Referendum mit 326 zu 166 Stimmen.
Die Junge SVP und einige Kantonalsektionen entschieden jedoch spater, das von den SD
und der Lega lancierte Referendum zu unterstitzen. Weiter wurde an der Versammlung
beschlossen, die AUNS-Volksinitiative .fur die Stérkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsvertrége vors Volk)" aktiv zu unterstltzen. Zudem wurde die neue
SVP-Sektion Graublinden in die Landespartei aufgenommen. *'

Im November kindigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rucktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Mdéglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren wirde -
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wére. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich flr ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember &usserst knapp in den Bundesrat gewahlt - mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Président des Bauernverbands, Hansjorg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklart, er
wirde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschatzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezlglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. *

Aufsehen erregte im Februar ein vom SVP-Strategen Christoph Blocher vorgelegtes
Konzept zur Neustrukturierung der Banken. Blocher schlug vor, dass die Banken ihre
Aktivitaten im In- und Ausland in voneinander unabhangigen Tochtergesellschaften
wahrnehmen sollen, die einander im Krisenfall nicht beistehen mussten. Zudem vertrat
er die Ansicht, dass bei staatlich unterstitzten Banken ein Salarsystem wie bei den
bundesnahen Betrieben SBB und Post eingeflhrt werden und ein Bundesvertreter im
Verwaltungsrat Einsitz nehmen sollte. Blocher begriindete seine Vorschlage damit, dass
der Staat in Not geratene Banken faktisch habe retten mussen, weshalb es auch
gerechtfertigt sei, dass der Staat ein Mitspracherecht erhalte. Diese Ansicht stiess
innerhalb der SVP auf Widerstand, etwa bei Nationalrat Hans Kaufmann (ZH). Die SVP
hielt daraufhin eine ,kontradiktorische Medienkonferenz™ ab, an der beide Seiten ihre
Standpunkte darlegen konnten. %
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Ende Marz fand eine Delegiertenversammlung der SVP in La Brévine (NE) statt. Die
Delegierten sprachen sich dafir aus, das Bankkundengeheimnis in der
Bundesverfassung zu verankern. Die Strafbestimmungen flir eine Verletzung des
Bankgeheimnisses sollen zudem verschéarft werden. Die SVP bekraftigte auch ihre
Position, an der Unterscheidung zwischen Steuerhinterziehung und Steuerbetrug
festzuhalten. Diskutiert wurde auch das von Christoph Blocher ausgearbeitete Papier
zum Thema Bankenkrise. Dieses wurde mit 360 zu 12 Stimmen eindeutig beflrwortet.
Die Delegierten beschlossen mit 382 zu einer Stimme die Nein-Parole zur V-
Zusatzfinanzierung Uber die Mehrwertsteuer. Am Vortag hatte der SVP-Zentralvorstand
bereits weitere Abstimmungsparolen gefasst: Er sagte Nein zum biometrischen Pass
(mit 35 zu 17 Stimmen) und auch Nein zum Verfassungsartikel .Zukunft mit
Komplementarmedizin®. **

Im Juni liessen einige Exponenten der SVP durchsickern, dass Christoph Blocher flr die
Wahlen 2011 wieder kandidieren werde. Seit seiner Abwahl als Bundesrat ist der
Unternehmer ohne politisches Mandat geblieben. Im Kanton Aargau beschloss die
kantonale SVP bereits im Juni eine Rochade fir die Wahlen 2011. Noch-Nationalrat
Ulrich Giezendanner soll fur die kleine, Noch-Standerat Maximilian Reimann flir die
grosse Kammer kandidieren. *

An der Delegiertenversammlung Ende Juni in Delémont bekraftige die SVP ihre kritische
Haltung zur EU. Der EU-Beitritt misse unbedingt verhindert werden. Vizeprasident
Christoph Blocher bezeichnete die EU als intellektuelle Fehlkonstruktion, die scheitern
werde, weil sie nur dem Eigeninteresse der Classe politique diene. Er dachte spater
sogar laut Uber eine Initiative nach, mit der das Verbot eines EU-Beitritts in der
Verfassung verankert werden sollte. *

Bereits im Januar des Berichtjahrs an der Albisgletlitagung lautete Christoph Blocher
mit einer Rede gegen die Classe politique die Wahlen 2011 ein. Wer flr die Schweiz sei,
musse SVP wahlen. Mit zwei neu lancierten Volksinitiativen will man im Wahljahr
ebenfalls punkten. Ende Januar begann die Unterschriftensammlung fir die Initiative
fur eine Volkswahl des Bundesrates. Mit einer Familieninitiative will die SVP, dass
Steuerabzlge nicht nur fur fremd betreute Kinder geltend gemacht werden kénnen, wie
dies in der 2009 beschlossenen Familienbesteuerungsreform beschlossen worden war,
sondern dass auch Familien, die ihre Kinder selber betreuen, davon profitieren kénnen.
Mitte Juli gab die SVP bekannt, dass Hans Fehr eine zentrale Fuhrungsposition fur den
Wahlkampf 2011 Ubernehmen werde. Fehr trat daraufhin nach zwdlf Jahren als
Prasident der Auns zurtck. ¥’

Die 2009 in Neuenburg und in Genf eingefahrenen Wahlniederlagen hatten ein
Nachspiel. Vizeprésident Christoph Blocher, Generalsekretédr Martin Baltisser und
Fraktionschef Caspar Baader trafen sich mit den entsprechenden Kantonalsektionen
und schworten sie auf mehr Linientreue ein. Blocher schlug den Genfern zudem eine
Fusion mit der MCG, der Konkurrenzpartei am rechten Flugel vor. *®

Zum zweiten Mal kurz hintereinander feierte die SVP im Berichtsjahr einen Erfolg mit
einer Volksinitiative. Nachdem 2009 die Anti-Minarett-Initiative angenommen worden
war, akzeptierte der Souverén auch die Ausschaffungsinitiative. Erneut machte die SVP
dabei mit einem umstrittenen Plakat (lvan S.) auf ihr Begehren aufmerksam. Der
Vorschlag von Bundesratin Sommaruga, zwei SVP-Vertreter in die Arbeitsgruppe
aufzunehmen, die Vorschlége zur Umsetzung der Initiative erarbeiten sollte, wurde von
der SVP zuerst skeptisch aufgenommen. Die SVP sei nicht an einem Kompromiss,
sondern an einer ,Eins-zu eins"-Umsetzung interessiert, liess sich Vizeprasident
Blocher verlauten. Erst nachdem die Forderung des EJPD nach absoluter
Vertraulichkeit fallen gelassen wurde, zeigte sich die SVP einverstanden mit einer
Mitarbeit und setzte zwei Vertreter ein. *°
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Mediale Aufmerksamkeit fand eine Ausserung des SVP-Vizeprasidenten Christoph
Blocher (ZH) bei dessen Neujahrsrede in Wynigen, in der er den Vorsitzenden der Euro-
Gruppe Jean-Claude Juncker mit Hitler verglich. Juncker hatte in einem Interview den
weissen Fleck in der Mitte der européaischen Landkarte als geostrategische Absurditat
beklagt. Diese Aussage erinnere ihn an Hitlers Vergleich der Schweiz mit einem
Stachelschwein. An einem Podiumsgesprach Mitte Januar, an dem die beiden
Kontrahenten die Klingen kreuzten, wurde der Disput dann gltlich beigelegt, ohne dass
sich Blocher allerdings flir seine Aussage entschuldigt hatte. *°

An die Albisgiietli-Tagung - traditionelle und haufig schlagzeilentrachtige Veranstaltung
der Zlrcher Kantonalsektion - wurde Bundesprasidentin Micheline Calmy-Rey
eingeladen. Diese rief dazu auf, die Starken der Schweiz auch ausserhalb der eigenen
Grenzen zum Tragen zu bringen. In seiner Gegenrede griff SVP-Vizeprasident Blocher
unter anderem auch die Nationalbank an, flur die er scharfere Regeln forderte. Fur
Schlagzeilen sorgte eine Tatlichkeit von Linksautonomen gegen Hans Fehr (ZH), die im
Vorfeld der Tagung im Internet zu einer Gegenkundgebung aufgerufen hatten. Fehr
wurde auf dem Weg zum Albisgletli von mehreren Demonstranten niedergerissen,
geschlagen und getreten. Gastrednerin Calmy-Rey zeigte sich betroffen und empoért
und rief dazu auf, mit Worten und nicht mit Fausten zu kampfen. In der Folge
bestatigten mehrere SVP-Exponenten die Zunahme auch physischer Gewalt gegen sich
und ihre Partei. Nach dem Vorfall veroffentlichten SP, CVP, FDP und SVP einen
gemeinsamen Appell gegen Gewaltanwendung in der Politik. *

Mit den Behauptungen, die .Dunkelkammer Standerat™ werde immer linker und
~europhiler”™ und die ,Heimatmudigkeit™ in der kleinen Kammer kénne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Standerat gewahlt wirden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Standeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehdrigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal - so die zugrunde liegende Idee - wirde der Standerat wieder fur Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel ,Sturm aufs Stockli® Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Standen (OW, NW, AR, Al, Tl und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch fir die zahlreichen nétigen zweiten Umgange mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit finf Vertretern im Standerat. Einer ihrer Sitze war bereits wéhrend
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen flr Bundesratin Sommaruga im Frihling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stockli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graublinden und
Aargau. In Graublnden war die SVP aufgrund der dortigen Stérke der BDP nach dem
Rucktritt von Christoffel Brandli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Standerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Standeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehdéren. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestatigt und der flir den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Ricktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Féhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geflihrt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) flhrten zwar zu zweiten
Wahlgangen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persdnlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). #
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Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begrindeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Grinde zurtckzufihren. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Standeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwarter eine Uberaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-Francois Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange geréatselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben wirde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenktr dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmassig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurlickziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjorg Walter flir Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versdumt zu haben, die noétigen Kandidaten fur den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Stédnderatswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlasslichen Partner mehr. Fur ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesratin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesratin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekindigte hatte, nur fur dieses Mandver zur
Verflgung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestatigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-Francois Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl fur Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten. **

Der seit 1999 als Nationalrat amtierende Peter Spuhler (TG) gab Anfang Oktober seinen
Rucktritt per Ende 2012 bekannt. Als Grund gab er an, sich starker auf sein
Unternehmen konzentrieren zu wollen. Spuhler, der dem liberalen Wirtschaftsfligel
innerhalb der SVP zugerechnet wurde, war 2008 ein paar Monate nach der Abwahl
Christoph Blochers aus dem Bundesrat als interner Kritiker aufgetreten und hatte
Blocher den Rucktritt nahegelegt. Nationalrdte anderer Parteien sahen im Thurgauer
Unternehmer ein Korrektiv innerhalb der SVP, das in Zukunft fehlen werde. Die SVP
verliere einen Patron. *

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Volkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Scharfe aussergewdhnliche und zunehmende Radikalitat der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfahigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalitat
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mogliche Listenverbindungen fur die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklart: Die SVP habe nicht
mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wahlerstimmen gewinnen kénne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu koénnen, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Prasident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekdmen. Die Wahlerschaft
musse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grasslichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Prasident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-Vorwirfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt.

Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die ,Allmachtsfantasien™ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, ,zerstoérerischen™ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies 6ffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteiprasident Toni Brunner
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wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hatte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mogliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen - etwa Albert Résti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) - gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu
stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien geldst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf wirde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. *°

Linke und 6kologische Parteien

Bei den eidgendssischen Wahlen konnten die Grinen die Zahl ihrer
Nationalratsmandate von 9 auf 13 erhdhen. Als Reaktion auf die Drohung der SVP, in die
Opposition zu gehen, falls ihr das Parlament nicht einen zweiten Bundesratssitz fur
Christoph Blocher (svp, ZH) zugestehen wirde, brachten die Grinen Co-Présidentin
Ruth Genner (ZH) als Kandidatin fir den Bundesrat ins Spiel, um eine allféllige Regierung
mit einer Mitte-links-Mehrheit ohne SVP-Beteiligung zu ermdglichen. Gewahlt wurde
Christoph Blocher an Stelle von CVP-Bundesratin Ruth Metzler. Bei den kantonalen
Wahlen errangen die Griinen insgesamt 5 zusétzliche Sitze. *

Konservative und Rechte Parteien

Der Erfolg des rechtspopulistischen ,Mouvement citoyens genevois® (MCG) bei den
Parlamentswahlen im Kanton Genf 2009, bei denen die Bewegung mit einer Kampagne
gegen franzosische Grenzganger 17 Sitze errungen hatte, wirkte Uber die
Kantonsgrenzen hinaus. Sowohl im Kanton Neuenburg als auch im Kanton Waadt
wurden Sektionen des MCG gegriindet (Mouvement citoyen vaudois und Mouvement
citoyen neuchételois). Der ehemalige SVP-Kantonsprasident Soli Pardo (GE) trat zum
Mouvement Uber, da ihm die SVP zu wenig pointiert politisierte. Ein von Christoph
Blocher vorgeschlagenes Zusammengehen des MCG mit der Genfer SVP stiess auf
Widerstand. */

1) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Griine: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Téannler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwiirfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.

2) Mitteilung der Ostschweizer Kantonsregierungen vom 11.03.2016; NZZ, 2.11.15; CdT, 19.11.15; NZZ, 2.12., 8.12.15; SGT,
10.12.15; TA, 11.12.15; Lib, 14.12.15; TZ, 11.3.16; NZZ, 16.3.16; SGT, 12.10.16; NZZ, 13.10.16; AZ, TZ, 14.10.16; NZZ, 15.10.16; WW,
20.10.16; NZZ, 23.3.17; AZ, NZZ,16.6.17; AZ,17.6.17; TG, 22.6.17; SoZ, 25.6.17; Lib, 26.6.17; NZZ,13.7.17; AZ, 15.7., 18.7.17; Blick,
26.7.17; LMD, 31.7.17; SGT, 2.8.17

3)NLZ, 12.3.08; Presse vom 17.3.08; NZZ, 19.3.08
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